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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg -Buerfurk, Delißſch-Bikterfeld,
Raumburg- Weißenfels -Zeiß, Wikkenberg-Schweiniß, Torgau-Tiebenwerda und die Mansfelder Kreiſe.

Die Wilanz von Lübeck.
L Dreimal erklingt brauſend aus mehr als zweihundert

Männerkehlen das Hoch auf die deutſche Sozialdemokratie, nach-
dein Singer in üblicher Weiſe die Ergebniſſe der Beratungen
des Parteitags zuſammengefaßt hat. Stehend ſingen darauf
die Delegierten die erſte Strophe der Marſeillaiſe, und zum
letztenmale rührt Singer dann die Präſidentenglocke, die wäh-
rend der achttägigen Verhandlungen ſo wenigen zur Freude
und ſo vielen zum Verdruß die Redner daran erinnert hat, daß
ihre Redezeit abgelaufen ſei. „Der Parteitag iſt geſchloſſen
verkündet Singer, und nach einem Augenblick allgemeinen
Schweigens tönen die Hunderte von Stimmen, uneingeengt
durch die Beſtimmungen der Geſchäftsordnung durcheinander
zum letzten Gruße und zum Abſchied. Wenige Minuten noch,
und der prächtige Saal des Vereinshauſes unſerer lübiſchen
Parteifreunde liegt wieder verlaſſen da; die Delegierten eilen
in Trupps nach dem Bahnhof, um noch die Abendzüge zu er-
reichen der Parteitag iſt zu Ende.

Es waren acht Tage harter Arbeit und ernſten geiſtigen
Ringens. Wer die Mehrzahl der früheren Parteitage mit-
gemacht hat, wird bekennen müſſen, daß kaum einer derſelben
das gleiche hohe Niveau erreichte. Auch das war noch nie zu
verzeichnen, daß bis zum Freitag, dem fünften Verhandlungs-
tage, über den Bericht des Parteivorſtands debattiert worden
iſt. Die Hereinziehung des Hamburger Maurerzwiſts und der
Bernſteinfrage hatte dieſe ungewöhnliche Ausdehnung veranlaßt.
Jn beiden Fällen einigte ſich ſchließlich der Parteitag mit ſehr
großen Mehrheiten auf Reſolutionen, die zwar, wie alle der
artigen Vereinbarungen, ein Kompromiß darſtellen, die aber doch
mit erwünſchter Deutlichkeit den Standpunkt der Partei klar-
legen. Dasſelbe war der Fall betreffs der Butdgetbewilligung
durch die im badiſchen Landtag ſitzenden Parteigenoſſen.

Jm Hamburger Streitfall hätternach der Menge der
vorliegenden Anträge, die eine Aufhebung des Schiedsſpruchs
verlangten, erwartet werden können, daß dieſem Verlangen
entſprochen würde. Es ſtellte ſich jedoch heraus, daß in den
Parteiverſammlungen, von welchen die Aufhebung des Schieds-
ſpruchs gefordert worden war, zumeiſt die örtlichen Maurer-
organiſationen durch ſtarken Beſuch die Entſcheidung herbei-
geführt hatten, ſo daß die Anzahl der auf Aufhebung des
Schiedsſpruchs gerichteten Anträge nicht der Meinung der
wirklichen Mehrheit unter den Parteigenoſſen entſprach. Den
Hamburger ſozialdemokratiſchen Vereinen iſt es überlaſſen
worden, die Akkordmaurer, deren Verhalten ohne jede Ein-
ſchränkung und von allen Delegierten aufs ſchärfſte gemiß-
billigt wurde, aus den örtlichen Parteiorganiſationen auszu
ſchließen, ſo lange ſie auf ihrem, die gewerkſchaftlichen
Intereſſen ſchädigenden Verhalten beharren.

Einen ſehr günſtigen Eindruck machte die Erkläriing Bern
ſteins, nachdem die Reſolution Annahme gefunden hatte,
durch welche ſein Auftreten getadelt wurde. Er gab die Ver-
ſicherung ab, ſich nach dem Votum zu richten, obwohl er nicht
glaube, zu dem Vorwurf Anlaß gegeben zu haben. Unſere
Halleſchen Parteigenoſſen werden, wie bei dieſer Gelegenheit

(Nachdruck verboten.

Arbeit.
Roman in drei Büchern von Emile Zola. Aus dem Fran-

zöſiſchen überſetzt von Leopold Roſenzweig.
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„Jch o nein! Wer denkt an mich? Keine Regierung wird
ſich die Mühe nehmen, ſich mit meiner unbedeutenden Perſon
zu befaſſen, denn ich habe das Talent, ſo wenig als möglich
zu verwalten und immer derſelben Anſicht zu ſein wie meine
Vorgeſetzten. Jch werde hier in glücklicher Vergeſſenheit ſterben,
wenn einmal das letzte Miniſterium zuſammenbricht. Aber ich
denke an Sie, liebe Freunde.“

Hierauf entwickelte er ſeinen Gedanken und zählte alle Vor-
eile auf, die es mit ſich bringen müßte der Revolution zuvor-
zukommen und aus der Schuhfabrik eine zweite Crecherie zu
machen. Der Gewinn würde ſich dadurch nicht vermindern,
im Gegenteil. Und dann, ſagte er, ſei er zu klug, um nicht
lar zu ſehen, daß auf dieſem Wege die Zukunft liege, daß die
eorganiſierte Arbeit ſchließlich die alte, ungerechte bürgerkliche
Beſellſchaftsordnung hinwegfegen werde. Jn dieſem gelaſſenen,
keptiſchen Beamten, der eine wohlerwogene Paſſivität beobach-
ete, hatte ſich ein vollſtändiger Anarchiſt herausgebildet, den

unter ſeiner weltmänniſch glatten Außenſeite verbarg.„Natürlich, mein lieber Gourier,“ ſchloß er kachend. „wird
mich das nicht hindern, mich offen gegen Sie zu erklären, wennSie der Geſellſchaft dieſen hübſchen Streich geſpielt haben wer-

den. Jch werde ſagen, daß Sie ein Abtrünniger ſind, und daß
Sie den Verſtand verloren haben. Aber ich werde Sie um-
armen, wenn ich hierher komme. denn Sie werden da einen
zusgezeichneten Schachzug gemacht haben, der Jhnen großen
Nutzen bringen wird. Und Sie ſollen ſehen, was die Leute
für Geſichter machen werden.

Gourier jedoch, entſetzt über die Kühnheit des Vorſchlages,
weigerte ſich durchaus, dem Rate des Freundes zu folgen.
Seine ganze Vergangenheit lehnte ſich dagegen auf, ſeine
Selbſtherrlichkeit als Chef empörte ſich gegen den Gedanken,
jer Geſellſchafter ſeiner Arbeiter zu werden, deren unumſchränk-
er Gebieter er bisher geweſen. Aber unter ſeiner dicken Haut
arg ſich ein ſehr nüchtern rechnender Geſchäftsmann, und er

Redaktion Geiststr. 21, Hor 2 Tr
r

bemerkt ſein mag, Ende Oktober oder Anfang November Ge-
legenheit haben, einen Vortrag des Genoſſen Bernſtein über
die engliſche Kommunalpolitik zu hören.

Sehr ernſthaft wurde die Budgetbewilligung ſeitens
unſerer badiſchen Landtagsabgeordneten gerügt. Der Partei-
tag hat keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß er durch unſere
parlamentariſchen Vertretungen den Klaſſencharakter der Sozial
demokratie nicht verwiſcht ſehen will. Der ſchwächliche Oppor-
tunismus kann unſerer Partei nur Schwierigkeiten bereiten und
muß nach kleinen Scheinerfolgen zu dauernden Schädigungen
der Arbeiterbewegung führen.

Trotz der Kürze der Zeit, die auf ihre Verhandlung nur
noch verwendet werden konnten wirkten die Referate Bebels
über den Zollwucher und Südekums über die Wohnungs-
frage ſehr nachhaltig. Es waren flammende Proteſte, die
gegen die Auswucherung des Volkes durch teure Brotpreiſe und
hohe Wohnungsmieten erhoben wurden.

„Wenn wir jetzt auseinandergehen, jeder an die Stelle, wo
er zu arbeiten hat, ſo thun wir das in dem Bewußtſein, daß
wir bemüht geweſen ſind, auch die Parteitagswoche für unſere
Partei zu einer erfolgreichen zu geſtalten. Jn dieſem Sinne
werden wir weiterarbeiten alle miteinander!“ Dieſe Worte
aus Singers Schlußrede treffen das Richtige. Keine Partei
kann auch nur entfern. einen ſolchen Kongreß abhalten wie die
Sozialdemokratie. Faſt zwei Drittel ſämtlicher Reichstags-
wahlkreiſe hatten Vertreter entſendet. Kein größerer Bezirk
des Reichs war unvertreten, und wenn in Baiern nicht die
Eröffnung des Landtags vor der Thür geſtanden hätte, wären
auch aus Süddeutſchland noch mehr Delegierte erſchienen.
Und wie ſcharf auch die Geiſter mehrfach zuſammenprallten;
eine dauernde Verſtimmung kann dadurch nicht entſtehen, wie
denn ſachliche Meinungsverſchiedenheiten an ſich niemals

Verfeindungen zur Folge haben können, dieſe vielmehr aus
perſönlichen Antipäthien erwachſen, wobei freilich oft genug

ſachliche Differenzen als Grund vorgeſchoben werden. Und
daß perſönliche Feindſchaften, die es natürlich in einer ſo
zahlreichen Partei, wie der unſeren, geben muß, auf den Partei-
tagen nicht im mindeſten für die Beſchlüſſe maßgebend werden
können, wenngleich ſie aus den Debatten unſchwer zu erkennen
ſind, dafür ſorgt eben die Zuſammenſetzung des Parteitags
aus allen Teilen Deutſchlands. Der See verändert nicht
dadurch ſein Weſen, daß einzelne Wellen gegen einander-
ſchlagen. Mögen unter Umſtänden im örtlichen Varteileben
perſönliche Zwiſtigkeiten unter den führenden Parteigenoſſen
ſähmend auf die Entwickelung der Bewegung einwirken, auf
dem Parteitag verſchwinden ſolche Differenzen vollſtändig und
darum werden die Hoffnungen unſerer Gegner auf Abſplitte-
rungen ſtets vergebens ſein. Die Gegner meſſen uns eben
mit ihrer eigenen Elle, und dieſe iſt zu kurz. So iſt es auch
durchaus falſch, davon zu reden, Bernſtein habe ſich nur ge-
zwungen und gegen beſſere Ueberzeugung gebeugt. Er hat ſich
gefügt aus der Erkenntnis heraus, daß ſein Auftreten in
manchen Fragen nicht die Billigung der Mehrheit unſerer
Parteigenoſſen gefunden hat und daß es ſeine Pflicht iſt, als
echter Demokrat auf die unbeeinſlußte, von der übergroßen

erkannte bald, daß er durchaus nichts wagte und im Gegenteil

Mehrheit des Parteitags bekundete Meinung zu hören und
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ſich darnach zu richten. Mehr iſt von ihm nicht verlangt
worden. Denn nicht vit genug kann hervorgehoben werden:
Nicht die abweichenden Meinungen Bernſteins in vielen grund-
legenden Fragen des Sozialismus an ſich ſind es, die eine
Mißſtimmung erzeugt haben, ſondern die von ihm allerdings
beſtrittene Thatſache, daß er in den letzten drei Jahren ein-
ſeitig immer nur die theoretiſchen Grundlagen unſerer Partei
angegriffen, nicht aber im gleichen Maße mit ſeinem um-
faſſenden Wiſſen die bürgerliche Geſellſchaft bekämpft habe.

Der Parteitag iſt zu Ende. Seine fruchtbringenden Keime
und ſeine klärenden Beſchlüſſe werden von den Delegierten nach
allen Teilen Deutſchlands getragen werden. Das Parteileben
wird aller Orten eine Stärkung erfahren das Gefühl der
ſtrengſten Zuſammengehörigkeit und das Bewußtſein, daß der
gemeinſame Feind, der Kapitalismus, gemeinſam bekämpft wer-
den muß, wird zu helleren Flammen emporlohen, und die
ſchweren politiſchen und wirtſchaftlichen Kämpfe, die dem Pro-
letariat in den nächſten Jahren bevorſtehen, werden das ihrige
dazu thun, daß die Sozialdemokratie bleibt, was ſie war und iſt:

Die Befreierin des arbeitenden Volkes.

Tagesgeſchichte.
Halle 30. September.

Die Märchenbrunnen-Affaire.
Die Kritik Wilhelm II. über den Märchenbrunnen des Ber

liner Stadtbaurats Hoſfmann iſt dem Polizeipräſidenten zu
gegangen. Dem Magiſtrat ſollte am Sonnabend offiziell Mit
teilung davon gemacht werden.

Das Kunſtwerk wird offiziell ſolgendermaßen beſchrieben:
„Den Mittelpunkt bildet ein t er Märchenbrunnen.

Die Gruppen vorn links deuten die Rübezahlſagen an rechts
wird an entſprechender Stelle auf Knecht Rupprecht hinge
wieſen. Die Brunnenanlage inmitten bringt Einzelheiten aus
den im und am Waſſer ſich abſpielenden Märchen, während
oberhalb der Säulenſtellung ſich die Landtiere aus den ver-
ſchiedenen Märchen zu gemeinſamen Muſikſpielen vereinigt
haben. Dieſer mittlere Brunnen kommt vor eine große Raſen-
ſläche zu ſtehen, er wurde daher für den Durchblick offen ge-
ſtaltet. Die vorderen beiden Brunnen werden vor dichtem
Baumbeſtande aufgeſtellt und bilden daher in ſich geſchloſſene
Anlagen. Beim Schneewittchenbrunnen wird die Brunnen-
ſchale von den ſieben Zwergen getragen, an der Säule ſind
die böſen Feen, die Jägerſzene und die Sag zur Er-
ſcheinung gebracht. An der Banklehne kommen zwiſchen Pfeilern
mit den ſieben Tellerchen die einzelnen Szenen des Märchens
zur Anſchauung. Die ſeitlichen Banklehnen ſollen ornamental
das Flüſſige des Märchenerzählens darſtellen. Der Dorn-
röschenbrunnen ſchließt ſich in Anlage und Maßſtab dem
Schneewit:chenbrunnen en an. An Stelle der Zwerge treten
hier die eingeſchlafenen Küchenjungen. Die Modelle zu den
zwei vorderen Brunnen führte Bildhauer H. Gieſecke aus,
während Prof. Widemann ein Modell des mittleren Brunnens
gefertigt hat. Mit der Ausführung in hartem Sandſtein war
im Sommer begonnen worden.“

Wilhelm II. Korrektur geht von der Anſicht aus, daß der
Brunnen zu groß ſei. Das Werk, das für die Kleinen
gedacht ſei, müſſe ſich daher auch klein und zierlich geben. Ob

ſein Unternehmen gegen alle Gefahren der Zukunft verſicherte,
wenn er dem klugen Rate Chatelards folgte. Und dann war
auch er von dem Hanch der Gegenwart berührt worden, [von
der Leidenſchaft für Reformen, deren Kontagiutn in Zeiten der
Revolutionen gerade in die Klaſſen eindringt, die aus ihrem
Beſitz vertrieben werden ſollen. Gourier glaubte ſchließlich, der
Gedanke ſei in ihm ſelbſt entſprungen, wie Leonore es ihm auf
den Rat Chatelards hin täglich einredete, und er that den ent-
ſcheidenden Schritt.

Der Sfkendal unter den Bürgern Beauclairs war groß.
Man verſuchte Gourier umzuſtimmen man bat den Präſi-
denten Gaume, auf ihn einzuwirken, nachdem der Unterpräfekt
ſich unbedingt geweigert hatte, ſich mit dieſer traurigen Ange-
legenheit zu befaſſen, die er für ſkandalös erklärte und in die
er, wie er ſagte, die Regierung nicht verwickeln wollte. Aber
der Präſident, der ſehr zurückgezogen lebte und keinen geſell-
ſchaftlichen Verkehr mehr pflog, ſeitdem ſeine Tochter mit einem
jungen Advokatengehilfen in flagranti ertappt worden war und
zu ihm hatte zurückkehren müſſen, ließ ſich gleichfalls nicht her-
bei, dem Bürgermeiſter Vorſtellungen zu machen, die dieſer
zweifellos ſehr übel aufnehmen würde. Da verſuchte man
ſtärkere Mittel. Der Schwiegerſohn des Präſidenten der
Hauptmann Jollivet, hatte ſich, nachdem ihn ſeine Frau ver-
laſſen hatte, mit verſtärkeer Wut der Reaktion in die Arme ge-
worfen. Er gab ſo heftige Artikel in das Journal de Beau-
clair, daß der Drucker Lebleu, von der Wendung, welche die
Dinge nahmen, beunruhigt, im Gefühl der Notwendigkeit, auf
der ſtärkeren Seite zu ſtehen, ihm eines Tages ſein Blatt ver-
ſchloſſen hatte und ſeither bemüht war, langſam deſſen Ueber-
gang zu der Partei der Crecherie zu vollziehen. Entwaffnet
und. ohnmächtig trug der Hauptmann ſeinen unthätigen Groll
mit ſich herum, als man darauf verfiel, daß er allein den Prä-
ſidenten beſtimmen könne, aus ſeiner Reſerve herauszutreten,
denn er hatte mit ſeinem Schwiegervater nicht gebrochen und
tauſchte noch immer Grüße mit ihm. Mit dieſer heikeln Miſſion
betraut, machte alſo der Hauptmann eines Tages dem Praäſi-
denten einen offiziellen Beſuch, der zwei Stunden dauerte. Als
er dann das Haus verließ, hatte er von ſeinein Schwiegervater
nur ausweichende Antworten erhalten, aber er war mit ſeiner
Frau wieder verſöhnt. Am nächſten Tage bezog er die ehelicheWohnung wieder und verzieh ſeiner Fran dieſes eine Mal,

gegen ihr heiliges Verſprechen, daß ſie es nicht wieder thuu
werde. Ganz Beauclair war verblüfft über dieſe unerwartete
Löſung, und die Verblüffung löſte ſich in allgemeines Geläch-
er auf.

Durch Zufall und ohne mit irgend einer Miſſion betraut
zu ſein, gelang es dem Ehepaer Mazelle, den Präſidenten zum
Eingeſtändnis ſeiner wahren Meinung zu bringen. Er hatte
die Gewohnheit, jeden Morgen auf dem Boulevard de Mag-
nolles, einer langen, menſchenleeren Straße, ſeinen Spazier-
gang zu machen. Den Kopf geſenkt, die Hände auf dem Rücken,
ging er hier in düſterem Sinnen lange auf und ab. Seine
Schultern waren gebeugt, wie unter einer ſchweren Laſt, er
ſchien gebrochen unter dem Bewußtſein eines verfehlten Lebens,
des Ueblen, das er gethan hatte, des Guten, das er nicht hatte
thut können. Und wenn er die Augen erhob und ins Weite
blickte, ſchien er nach dem Unbekannten der Zukunft auszu-
ſchauen, nach etwas, das kommen ſollte und nicht kam, das er
nicht mehr ſehen würde.

Als ihm nun Herr und Frau Mazelle eines frühen Morgens
auf ihrem Wege zur Kirche begegneten, wagten ſie es, ihn an
zuſprechen, um ſeine Meinung über die öffentlichen Vorgänge
zu hören, die ſie mit der unbeſtimmten Furcht vor irgend einer
Rückwirkung auf ihre eigenen Jntereſſen erfüllten.

„Nun, Herr Präſident, was ſagen Sie zu alledem, was ſich
ereignet

Er ſah ſie mit verlornem Blicke an und ſagte mehr zu ſich
ſelbſt, gleichſam laut die Gedanken fortſetzend, denen er eben in
tiefem Sinnen nachgehangen hatte:

„Jch ſage, daß er ſehr lange ausbleibt, der Wirbelſturm der
Wahrheit und Gerechtigkeit, der endlich dieſe abſcheuliche Welt
hinwegfegen wird.“

Aufs höchſte betroſfen,
zelle:

„Wie, was ſagen Sie, Herr Präſident? Sie wollen uns nur
erſchrecken, weil Sie wiſſen, daß wir ein bißchen furchtſam ſind.
Ja, das ſind wir wohl, und man neckt uns auch viel damit.“

(Fortſetzung folgt.)

verſtändnislos, ſtammelten die Ma-
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der in der Ausardeitung ſeinerdes des t be denten ees dernicht berichtet. n Kaiſer iſt er eine
ſtaltung der Geſamtanlage; im einzelnen dagegen ſoll der
Brunnen reicher gegliedert und zerlegt werden. Wie dieſereichere Teilung an r vorgenommen werden ſoll,
auch darüber finden ſich in dem Gutachten keine Beſtimmu

Wie man hört, haben gerade die Entwürfe der drei Mä
brunnen für Friedrichshain die Jury beſtimmt, Hoffmann
für die große goldene Medaille den

Wenn einer geglaubt hat, daß die Verſagung der
den Nacken der Berliner Kommunalgewaltigen geſteift hat, dann
hat er den Mannesmut dieſer Herren gewaltig überſchätzt. Aus
dem Rathauſe wird nämlich gemeldet, daß Herr Ober-
bürgermeiſter Kirſchner und Herr Stadtbaurat
Hoffmanndarineinigſeien, die Wünſche des Kaiſers
als Befehl anzuſehen. Herr Hoffmann ſoll gehalten und
willens ſein, den Verſuch zu unternehmen, durch Umformungdes Brunnens die Jntentionen des Kaiſers a
Möglichkeit zu treffen.

Auch die Bahnüberführungsangelegenheit hat der Loyalität
der Berliner Stadtväter keinen Abbruch thun können. Der
Ausſchuß der StadtverordnetenVerſammlung hat am Freitag
beſchloſſen, den Vorſchlägen der Krone behufs Veränderung des
Pariſer Platzes zuzuſtimmeu.

Die Herren gehen eben unten durch!

Jn der Frage der Diäten für Reichstagsabgeordnete
iſt nach dem B. T. eine Uebereinſtimmung der Anſichten bei
den verbündeten Regierungen bis jetzt nicht erzielt worden.
Auch im preußiſchen Miniſterium gehen die Meinungen, wie
in unterrichteten Kreiſen verlautet, zur Zeit noch auseinander.
Die Ausſichten des vom Reichstag angenommenen Antrages er
ſcheinen unter dieſen Umſtänden einigermaßen unſicher.

Dem Weltmarſchall Walderſee iſt die Spritzfahrt nach
China nicht gut bekommen. Er liegt krank in x Am
Schienbein iſt ein Blutgeſchwür entſtanden, das nach Ausſage
eines Profeſſors in Kiel durch den Aufenthalt in China ent-
ſtanden ſein ſoll. Aus dieſem Anlaß blieb auch Graf Walder-
ſee den Manövern fern, da er von heftigen I 1 heim-geſucht wird. Dieſer Zuſtand wirkt u auf das Allgemein-

befinden des Grafen, welches ſich auch dadurch bemerkbar macht,
daß ſeit mehreren Tagen eine ſtarke Appetitloſigkeit einge-
treten iſt.

Hans v. Scheel, der Direktor des Statiſtiſchen Amtes, iſt
am Sonnabend in Berlin geſtorben.

Hans v. Scheel hat zehn Jahre lang an der Spitze des
Statiſtiſchen Amtes geſtanden und hat ſich in dieſer Stellung
bedeutende Verdienſte erworben. Er hat ſeinen wichtigen und
einflußreichen Platz in ehrenvoller Weiſe ausgefüllt und ſeine
Wiſſenſchaft nicht zur Dienerin von Jntereſſen erniedrigt. Auch
ſein letztes Buch: Die deutſche Volkswirtſchaft am Schluſſe
des 19. Jahrhundert, iſt obgleich es von anderen als eine
ſtatiftiſche Agitationsſchrift für die Flottenvermehrung gedacht
war nichts anderes geworden, als eine tüchtige und ein-
wandfreie objektive Darſtellung volks wirtſchaftlicher Thatſachen.

Scheel war ſeit 1877 im Statiſtiſchen Amte thätig.
iſtwar er Profeſſor der Staatswiſſenſchaften in Bern.

62 Jahre alt geworden.
Die heimkehrenden Chinakrieger haben ihr Gaſtſpiel

in Wien beendet. Sie ſind geſtern abgereiſt.

Ausland.
Oeftreich. Die Anarchiſtenhatz geht weiter. Jn

Meran (Südtirol) verhaftete die Polizei den aus Oeſtreich
wegen anarchiſtiſcher Umtriebe ausgewieſenen Anarchiſten Schuh
macher und Kellner Karl Arguczersky aus Koſen derſelbe
war reichlich mit Geldmitteln verſehen.

Frankreich. Eduard VII. unter dem Schutze der
franzöſiſchen Zenſur. Der franzöſiſche Miniſter des
Jnnern verfügte die Konfiszierung ſämtlicher Nummern des
Pariſer Witzblattes „Butterkeller“ wegen beleidigender Artikel
und Zeichnungen gegen England und König Eduard VII.

England. Vor Hunger geſtorben ſind im Jahre 1900
in London 53 Perſonen. Der parlamentariſche Bericht, dem
dieſe Zahl entnommen iſt, beruht auf den Urteilen der Leichen-
beſchauer und Geſchworenen in den verſchiedenen Diſtrikten der
Metropole. Allerdings ſtand den Darbenden und Obdachloſen
das Arbeitshaus offen, aber es ſcheint, daß ſie es vorzogen,
lieber in den Tod zu gehen, als ſich der Behandlung von ſei-
ten der Armenbehörden zu unterwerfen.

Amerika. Der Konflikt zwiſchen Kolumbien und
Venezuela ſcheint trotz des kürzlich gemeldeten Dementis
bes Präſidenten Caſtro zu ernſten Zuſammenſtößen zwiſchen
den Staaten geführt zu haben. Einer Depeſche aus Willem-
ſtad (Curacao) zufolge iſt dort die Meldung eingetroffen, daß
in dem Gefecht auf der Halbinſel Gogjtra 300 Venezolaner
mit 4 Geſchützen gefangen „genommen, 600 getötet oder ver
wundet worden ſeien bzw. vermißt würden unter den Ver
ten ſolle ſich ein Bruder des Präſidenten Caſtro be
unden.

Aſien. Hungersnot in Jndien. Jn Jndien herrſcht
faſt immer Hungersnot, d. h., es giebt in dieſem großen Lande,
dem „glänzendſten Juwel des britiſchen Reiches“, immer
Millionen Menſchen, die nicht genug Nahrungemittel haben.
Die Hungersnot wird aber erſt vollkommen und findet in
England erſt dann einige Beachtung, wenn Tauſende und
Abertauſende direkt am Hunger zu Grunde gehen. Ein ſolche
Hungersnot iſt jetzt wieder infolge der ſchlechten Ernte ein
getreten. Es iſt nicht der eigentliche Mangel an Produkten,
durch welchen dieſe permanente Hungersnot hervorgerufen wird;
Indien erzeugt genug, ſeine Bevölkerung erhalten zu
können. Da aber die meiſten Erzeugniſſe des Landes aus
geführt werden müſſen, um die drückenden Steuern an Eng
land bezahlen zu Können, entſteht bei der geringſten Mißernte
ſofort Hungersnot. Zur Zeit iſt die Zahl derjenigen Perſonen,
welche „HungerUnterſtühung“ erhalten, auf 409 000 an-
geſchwollen.

Lokales nud Provinzielles.
Halle, 30. September.

Ein Gexnieſtreich.
Die ſogenannte Kompetenzkommiſſion, welche belanntlich die

Frage zu prüfen hatte, ob die Stadtverwaltung berechtigt ſei,
an den Deutſchen Reichstag eine Petition gegen die Erhöhung
der Getreidezölle zu richten, hat am ihre letzte Sitzung
gehabt und iſt zu dem Beſchluſſe gekommen, „daßz das wirtſchaftliche Leben unſerer Jnduſtrieſtadt Halle von dem

Zolltarif nicht beinträchtigt wird. Die Kommiſſion be
ſtand aus 4 Mitgliedern des Magiſtrats und 5 des Kollegiums
Der Beſchluß, daß die Kommiſſion dem Plenum die Abſendung
einer Petition nicht empfiehlt, wurde gefaßt mit 5 gegen
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vorgenommen wurde, er wäre ſicherlich
e.

nobwohl u ſeine Stimme den Ausſchlag nicht gegeben
Die Bemerkung der Saalezeitung, er e in Lübeck nicht nur

für das Heil der Halleſchen, ſondern der geſamten Menſchheit
wirken müſſen, war deshalb ſehr deplaziert. Der Mehrheitsr von 3 Sedan konnte nur ſo zu ſtande kommen,

ein Mit li zwar war es der Rechtsanwalt Glimm, einſtmaliger ſervativer Reichstagskandidat
für den Saalkreis, auf die Seite des petitionsgegne-
riſchen Magiſtrats ſtellte, ſo daß 5 Kommiſſionsmitglieder ſich

egen die Abſendung einer Petition erklärten und 3 dafür.er Magiſtrat hat alſo vorläufig erreicht, was er gewollt.

Aber nur vorläufig. Denn hoffentlich beſitzt das Kollegium
noch ſo viel Selbſtintereſſe, daß es den ſkandalöſen Beſchluß
der Kommiſſion einfach über den Haufen wirft. Weigert ſich
dann der Magiſtrat, an der Abſendung einer Petition mitzu-
wirken und das wird er thun dann muß das Kollegium
ſelbſtändig vorgehen.

Und nun muß die Frage aufgeworfen werden War das der
Zweck der ganzen Kompetenzſpielerei, daß der Magjiſtrat ſichnach wie vor gegen die Fetitogierung erklärte? Wenn ja,

dann kann die Mitwirkung des Magiſtrats nur darauf berech-net geweſen ſein, zunächſt die Angelegenheit bis nach der Denk

malseinweihung zu verſchieben und dann trotz aller Armen-
etatserhöhungen und Handelskammergutachten auf ſeinem ein
mal eingenommenen Standpunkt zu beharren. Dieſes Roß-
täuſcherkunſtſtück verdient die ſchärfſte Verurteilung.

Der Sitzung am Freitag lag ein zweites Gutachten der hie
ſigen Handelskammer vor. Wir haben das erſte zum Ab-
druck gebracht und können uns deshalb auf den Abdruck des
folgenden Paſſus aus dem am Freitag vorliegenden Schrift
ſtück beſchränken:

es nicht etwa zu einem auf wirtſchaftlichem Ge-
obiete komme, daran haben die ſtädtiſchen Behörden

in der Sorge für das Wohl der rArbeiter nach unſerer Meinung ein mehrfaches Jnter-eſſe aus dem Grunde, weil die Arbeiter bevölkerung
weit mehr als der begüterte Bürger unter einer Verteuerungs-
not leiden würde, einmal, weil dem Arbeiter die Arbeits
gelegenheit und alſo der Verdienſt durch Mangel an Arbeit
entgehen kann, ſodann, weil er und ſeine Familie auf den
Konſum der verteuerten Hauptnahrungsmittel, Brot und
Fleiſch, angewieſen Hund was im Unvermögensfalle zu einem
ingreifen der ehörden aus ſtädtiſchen Mitteln

führen müßte.
Nachdem der Zolltarifentwurf kürzlich erſchienen iſt, läßt

ſich für Brot und Fleiſch die von agrariſcher Seite beabſich
tigte, befürwortete und auch ſicherlich als notwendige Folge
eintretende Verteuerung berechnen. Alle Beruhigungen von
anderer Seite, die dahin gehen, daß eine Verteuerung nicht
eintreten oder doch nur nach Pfennigen für den Arbeiter und
Familienvater zählen werde, ſind vom Uebel und tragenden Stempel der Unwahrheit an ſich.

Alle Lebensmittelverteuerungen, zu weichen Zeitperioden ſie
auch eingetreten ſein mögen, haben erwieſen, daß ſie vom
Getreide bis zum Mehl und von dieſem bis zum Brot nicht
etwa ſich ermäßigen oder gar verſchwinden, ſondern viel-
mehr, daß ſie von Station zu Station zunehmen.

Das iſt eine Erſcheinung, die auf dem überall vorhandenen
Erwerbsſinn beruht und durch kein Mittel aus der Welt ge-
Haft werden kann. Jeder noch ſo kleine Vorteil bei der

anipulation bis zum fertigen Gebäck iſt aber potenzierter
Nachteil für den Konſumenten: zwar eine bekannte Wahrheit,
aber doch vielleicht geeignet, auch bei dieſem Anlaß wieder
gehört zu werden.

Das Handelskammergutachten geſteht der Stadtverwaltung un
bedingt das Recht auf Petitionierung zu ind ihre Gründe ſind
ſo durchſchlagend, daß ſie auch vom Magiſtrat nicht widerlegt
werden können.

Zu ganz anderen Schlüſſen dagegen gelangt die hieſige
Handwerkskammer, die vom Magiſtrat das Recht er-
bettelte, auch ein Gutachten einreichen zu dürfen. Wie dieſes
ausfallen würde, darüber brauchte man ſich nach der ſchutz-
zöllneriſchen Stellungnahme ihres Sekretärs in der bekannten
Proteſtverſammlung des Handelsvertragsvereins in den Kaiſer-
ſälen keinen Zweifeln zu überlaſſen. Jetzt, nachdem es vor-
liegt, muß geſagt werden, daß es völlig ungenügend und nicht
einmal für die ſchutzzöllneriſchen Wünſche zu gebrauchen iſt.
Die ſtatiſtiſchen Nachweiſe ſind ungenügend und leiden an be-
denklicher Unklarheit. Die Zahl der befragten Handwerker iſt
ebenfalls eine zu geringe, um auf ſie geſtützt, rechneriſches
Material zu liefern, kurz, die Handwerskammer hätte ſich die
Arbeit ſparen können. Jhre Leiſtungen ſtehen mit ihrer Auf-
dringlichkeit in keinem Verhältnis. Doch wollen wir aus ihrem
Gutachten folgendes herausziehen. Die Handwerkskammer
ſtellt folgende Fragen:

1. Welchen Einfluß hat der Getreidezoll auf die Getreide-
preiſe

2. Welchen Einfluß hat derſelbe alsdann auf die Mehl und
Brotpreife

3. Welchen Einfluß würde eine Erhöhung der Brotpreiſe auf
die Verhältniſſe der Halleſchen Handwerker haben

Sie beantwortet ſie, indem ſie die Möglichkeit folgender Dinge
ins Auge faßt:

Es könnte 1. eine Verſchiebung des Konſums dahin ein-
treten, daß die in der Landwirtſchaft beſchäftigte Bevölke
rung kaufkräftiger und die induſtrielle weniger kaufkräftig
würde.
Ob eine ſolche Verſchiebung eintreten und von welchem

Einfluß dieſelbe auf die Abſatzverhältniſſe der Halleſchen
S erker ſein würde, iſt ſtatiſtiſch zu beantworten uns nicht
moguch.

Nur das eine ſteht feſt, daß, wenn die Getreidezollerhöhung
wirklich eine Erhöhung der Brotpreiſe nach ſich ziehen würde,
dies 2. in gewiſſem Umfange eine Verteuerung der Lebens-
haltung beſonders der Handwerlsgeſellen zur Folge haben
würd:

Sollte dieſe Verteuerung beſonders für letztere übermäßigfühlbar werden, ſo müßte nachgewieſen werden, daß ſeit Be
ſchluß der Handelsverträge d. h. Herabſetzung der Getreide

ölle die Löhne verhältnismäßig nicht mehr geſtiegen ſind als
ie Preiſe der von den Geſellen insgeſart berbhrauchten Ge

brauchsartikel.
Wir geben dementſprechend eine Zuſammenſtellung der

Pohnbewegungen der Handwerksgeſellen in Halle 4 1892.
Es ſtiegen nach den uns gegebenen Auskünſten die Löhne im
Gewerbe
Böttcher von 15--16.50 Mk. wöchentlich auf 2021 Mk.
Buchbinder um 20 Proz.
Fleiſcher um 33 Proz
Klempuer von 02 M auf 0,40 Mk. für die Stunde
Perückenmacher und Friſeure von 70—-75 Mk. monatlich auſ

80 90 Mk
Sattler von 14 Mk. wöchentlich auf 18 M
Schloſſer von 030 Mk. auf 0,40 Mk. für die Stunde,
Schiefer und Ziegeldecker von 055 Mk. auf 048 Mi für die

18 Mk. auf 16etSchmiede von 18 25 Mk. wöchentlich.Schneider um 1015 Pro 9
Schornſteinſeger von 5-7 Mk. auf 812 Mk. wöchentlich (bei

freier nung und Koſt
Schuhmacher von 15-16 Mk. auf 18—20 Mk. wöchentlich

me See
e
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o für die Stunde.
von 18 au wöchentlich.

re nunmehr zu unterſuchen, ob die berechtigte Ge
ſamtlebenshaltung ebenfalls genau im gleichen Prozentſatze
gen ſei und wenn dieſes nicht der Fall, ob der auf den
c en entfallende g einer etwaigen ar huna
ne in r e laerng en würde oderſein, ſo würde die Lebensne et e en tgen en wir d et Tuhein, a n unſerer
n e hn egung eine ſolche für alle Gebrauchs
ar u n.v n r arehe dige die u gwegung auf z

u uken, eſelbe durchaus n regel-h der Veränderung der notwendigen Lebenshaltung nt-
ri

Jſt die Konjunktur günſtig und die Streikkaſſe gefüllt, ſo
erzwingen die Geſellen in der Regel eine ungleichai tig, ob das Leben billig oder teuer iſt. Nach Schäßung
er beteiligten Handwerkskreiſe ſind zur Zeit die Löhne im

allgemeinen ein beträchtliches über die notwendige Lebens-
haltung geſtiegen.

Nach alledem ſcheinen uns keine Gründe ſür die An
nahme zu ſprechen, daß 1. in der Regel eine Getreidezoll-
erhöhung eine entſprechende J re hnnß nach ſich ziehen
würde, daß 2. eine Brotpreiserhöhung die Lebenshaltung der
Geſellen bei den beſtehenden Löhnen ungebührlich verteuern
würde, daß 3. eine Verteuerung der Lebenshaltung der Ge
h einen entſprechenden Ausdruck in den Löhnen finden

rde.
Dem emäß läßt ſich auch als dritte Wirkung der Getreidegehe ein Schluß auf eine geänderte Lebenshaltung

es ſelbſtändigen Handwerkers und Veränderung ſeiner Ge
rege infolge einer S die Getreidezollerhöhung

erbeigeführten Lohnſteigerung nicht ziehen.
Wir kommen daher zu dem Schluß, daß durch die uns zur

Verfügung ſtehenden Unterlagen der Beweis nicht erbracht
werden kann, datz eine Getreidezollerhöhung vitale Jntereſſen
der Handwerker in Halle verletzen wird.

Das Gutachten iſt mehr wie naiv. Von den waſchechteſten
Agrariern wird ſogar zugegeben, daß die Erhöhung der
Getreidezölle höhere Preiſe der Nahrungsmittel zur Folge hat,
und ſelbſt der wiſſenſchaftliche Kronzeuge der Bündler, der
Profeſſor der Nationalökonomie Adolf Wagner, hob in ſeinem,
in einer agrariſchen Verſammlung gehaltenen Vortrag ausdrücklich ſervor, daß der Zollentwurf die induſtriellen Kon

ſumenten ſchädigt. Das alles ſind dem Verfaſſer des Hand
werkerkammer-Gutachtens e ne Dörfer, mit einer wahren
r chwingt er ſich von einem „Grund“ zum
andern und ſchließlich hat er „keine Gründe“ zu entdecken ver
mocht, die darthun, daß die Zölle die Lebensmittel der Hand
werker verteuern. Wenn ſich die letzteren eine ſolche Beweis-
führung gefallen laſſen, dann können ſie ſich die Koſten für
ihre Handwerkskammer ſparen. Sie brauchen ſich nur an die
Landwirtſchaftskammer der Provinz Sachſen zu wenden,
z beſorgt ein ähnliches Gutachten viel gründlicher und viel

eſſer.
Schließlich nur einige Worte über den Beſchluß der Kom-

petenzkommiſſion. Sie hat nach ſiebenmonatlicher Arbeit glück-lich ſerausgebracht, daß unſere Stadt keine da
habe, im Jntereſſe ihrer Bevölkerung gegen den neuen Zoll-
tarif zu proteſtieren. Die ſchlechte Geſchäftslage im allgemeinen,
die h von Hunderten von Arbeitern in den hieſigen
Maſchinenfabriken, die Anſchwellung des Armenetats, die maſſen
haften Geſuche um Geſtundung der Steuern, alles das hat
die Kommiſſion nicht davon überzeugen können, daß unſerer
Bevölkerung durch den Zolltarif Schaden erwächſt. Sie ge
ſteht der Stadtverwaltung kein Recht zu, dagegen Front zumachen und energiſch für die bedrohte Intereſſen ihrer Ein

wohner einzutreten. Das iſt mehr wie Selbſtentmannung,
das iſt die bewußte Vernichtung der Selbſtverwaltung der
Gemeinden. Oder iſt die Stadtverwaltung nur dazu da, um
Denkmäler einzuweihen und bei dem Einzug neuer Regimenter
einen Feſtſchmaus im Preiſe von 4000 M. zu inſzenieren
Der u der Kommiſſion iſt ein Fauſtſchlag ins Geſicht
der Halleſchen Arbeiterbevölkerung. Es iſt eine Frivolität, die
angeſichts der ſchon jetzt herrſchenden Arbeitsloſigkeit und des
dadurch herbeigeführten Elends um ſo härter empfunden wird.
Wir erhoffen von unſerem Kollegium nicht viel, aber das zum
wenigſten, daß es der Kommiſſion nicht folgt, ſondern die
Kompetenzfrage einfach bejaht und ohne viel Federleſens einegeharniſchte Petition an den Reichstag ſendet. Thut es das
nicht, dann muß die Mehrheit mit Kunſelben Maße wie die

Kompetenzkommiſſion und der Magiſtrat gemeſſen werden.

Das amtliche Reſultat der Gewerbegerichtswahl
iſt jetzt vom Vorſitzenden des Gewerbegerichts, Herrn Stadt
rat Winter, veröffentlicht worden. Darnach ſind abgegebenworden für die Arbeitgeber giltige Stimmen 535, fur die

Arbeitnehmer 2940. Die bäürgerliche Arbeitgeberliſte wies
für die einzelnen Kandidaten faſt durchgängig 386 Stimmenauf, während ſämtliche Kandidaten nulerss Arbeitgeberliſte

je 148 Stimmen erhielten. Größere Ziffernunterſchiede weiſt
die Arbeitnehmerliſte auf. So erhielten nur die Genoſſen
Bildhauer Koppe und Zimmerer Maurer 2940 Stimmen,
je 2939 entfielen auf die Genoſſen Maurer Deege, Markt-
helfer Emmer, Keſſelſchmied Ferdinand, Zimmerer Ham
pel, Korrektor Krüger, rin Malz und Schloſſer
Marx. Die Weprſfen Müller Bieler und Tiſchler Döring
erhielten 2938 und 2937 Stimmen, der Genoſſe Degen-
kolbe 2935 Stimmen. Einen größeren Abſtand weiſt die
Stimmenzahl des Genoſſen Büttner auf deſſen Name,
wie ſchon kürzlich bemerkt, von den Verbandsbuchdruckern
einige Dutzend Male geſtrichen war. Er hat 2901 Stim-men erhalten. Noch größer iſt der Abſtand bei den
nachfolgenden Genoſſen. ohrer Rammler, Buchbinder
Sannecke, Maurer Seifert und Tiſchler Schnabel er-
hielten 2665, Fabrikarbeiter Meu und Schriftſetzer Naß
2664 Stimmen. Die vorſtehend Genannten ſind als gewählt
z betrachtan, die vier en auf eine zweijährige Wahlperiode.

ußerdem entfielen Stimmen auf die Gen. Schriftſetzer
Kreſſe 284, F mſek Grätz 277, Trpfer Görlitz,
Stukkateur Hemer, Tiſchler Nobling und Schuhmacher
Stein je 274 Stimmen.

Genoſſe Brandt, der Kaſſierer z Expedition, wurde
am Freitag, nachts 11 Uhr, in der Merſeburgerſtraße von dem
Arbeiter en wohnhaft Ecke Hutten und Merſeburger-
ſtraße, überfallen und verprügelt. Er warf Brandt zu Bofen
und trat ihn mit Füßen. Darauf lief er ſchleunigſt weg. Brandt
hat über das Motip der That keine Ahnung, zumal er denHoffmann nicht einmal perſbulich lennt. ſt durch einen
Dritten konnte er die Perſoualien Hoffmanns feſtſtellen laſſen.

B. Kohlenbrand. Geſtern abend in der ſiebenten Stunde
wurde die h nach dem Grundſtück Königſtraße 22 gerufen, wo Die Kohlen, jedenfalls a Selbſtentzündung, in
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h dem Unſeher inSha res Hamlet ſagen Tra omiſchHiſtoriſchRoman-f e Kaieſrich enn W von einigen
Namen kann das Stück auf hiſtori reue auch nicht den
geri aſtex Anſpruch machen. Nicht einmal in Aeußerlichkeiten.

r ſoll man glauben, daß die noch jetzt bei den Halloren üb
liche Tracht, die Pinſtiaſten Falles aus dem Anfange des acht

huten Jahrhunderts ſtammen kann, ſchon im Jahre 1074
war die Ritter des 11. Jahrh eideten

ich etwas anders als die Soldaten des 30jährigen Krieges.
on einer eigentlichen Handlung iſt ſo gut wie gar nicht dieRede. Einige Volksſzenen wechſeln ab mit ſehr langen

Dialogen, Selbſtgeſprächen und Geſängen, in denen die VLiebe,
die Natur, die Sonne und wer weiß, was ſonſt noch, angeſungen
wird, in einer Weiſe, wie es bei den von einer verſchwommenen
Romantik Menſchlein unſrer Tage, nicht aberbei den urwüchſigen, derben Kindern des 11 Jahrhunderts mög

Spielern muß man das Lob zuſprechen, daß Sie mitEifer und gutem Wien ihren Rollen gerecht zu werden ſuchten.

Eine recht gute Leiſtung war die Zigeunerin Jnka der Fräu
lein Lene Land. Wir müſſen aber ſehr bezweifeln, ob der
da mit einem derartigen Repertoire eine Rundreiſe durch
C eutſchland anzutreten, ein glücklicher iſt. Denn mit den
Schlierſee'rn, den Tegernſee'rn oder hege können die Hal
loren nicht konkurrieren. Der Plan, dem Beiſpiele dieſer Volks
theater zu folgen, iſt unſeres Erachtens nach nur ein neuer Be
weis für die Verflachung des deutſchen Kunſtgefühls, wie ſie
z. B. auch in den zahlloſen Nachahmungen des Ueberbrett'l in
Erſcheinung tritt. Uebertrieben hoch ſind auch die Platzpreiſe,die ja faſt diejenigen des Stadttheaters übertreffen. Ken
Wunder, wenn der Saal der Thalia-Feſtſöle am Sonntag
abend eine faſt erſchreckende Leere aufwies. D.

Arbeiter-Sekretariat Halle a. S., Geiſtſtraße 21,
erſter Hof J. Wochenbericht. Vom 16. bis 21. Septbr.
W en das Sekretariat 157 Perſonen in Anſpruch genommen.

on den vorgebrachten Anliegen betrafen: Unfälle, Kranken-
verſicherung 45 16, Arbeitsdifferenzen 15, Jnvalidenverſicherung,
Mietsſtreitigkeiten je 14, Steuerdifferenzen 6, Eheſcheidung,
Forderung, Armenunterſtützung je 5, Alimentation, Strafſachen,chadenerſatzklage, Privatklagen, Gewerbegerichtswahl je 4,
n dir Bücherbeſtellung je 3, Frbſchaſt wangs-
erziehung, Straſbefehl, Wandergewerbeſchein je 2, Pfändung,
ftanming zder Konzeſſion, Offenbarungseid, Rechtsanwalts-
koſten, Gerichtskoſten, Zahlungsbefehl, d e nermittelnng
Hundeſteuer Stadtverordnetenwahl,Naturaliſation, Strafaufſchub, Austritt aus der Kirche, Ge-
werbeanmeldung je 1. Erledigt wurden durch mündliche Aus-
künfte 117, auf ſchriftlichem Wege 40 Fälle. Nach Stand oder
u geordnet, verteilen ſich die Parteien wie folgt: Arbeiter
121, Ehefrauen 14, Witwen, ſelbſtändige Gewerbetreibende je 6,
Dienſtboten 5, Arbeiterinnen 4, Lehrling 1. Von den Arbeitern
waren organiſiert 70, die ſich auf die einzelnen Verbände

verteilen: Metallarbeiter 15, Bauarbeiter 8,
Maurer 7, Holzarbeiter 6, Fabrikarbeiter, Handels und Trans
portarbeiter je 5, Bergarbeiter 4, Schuhmacher 3, Steinſetzer 2,
Glaſer, Buchbinder, Müller, Böttcher, Maſchiniſten und Heizer,
Schneider, Schmiede, Handſchuhmacher, Buchdrucker, Zimmerer,
Buchbinder, Tabakarbeiter, Lederarbeiter, Bäcker, Brauer je 1.
Jhren Wohnort hatten in Halle 112, Teutſchenthal, Merfeburg,Roitzſch je 2. Schafſtädt, Dürrenberg, Bleckendorf, Schiepzig,
Bennſtedt, Ottenhauſen, Lehndorf, Dölau, Sennewitz, Naum-
burg, Kl. -Wöhlau, Röſſuln, Golme, Lettin, Venenien, Bitter-
feld, Mühlberg, Weißenfels, Oelſen, Gr. -Croſtitz, Deumen,
Rehmsdorf, Seeben, Wittenberg, Rödgen, Jnwenden, Zipſen-
dorf, Höhnſtedt, Lauchſtädt, Weidau, Diemitz, Nietleben, Peters-
berg, Friedrichsſchwerz, Neuwerk, Salzwedel, Bieſenroda, Bockwitz, Zietzſchen je 1 der Parteien.

Nordhauſen. Zum Ausſtand der Tabakarbeiter.
Das hieſige Gewerkſchaftskartell hat verſucht, mit den Fabri-
kanten, die den Schiedsſpruch bisher nicht anerkannten, Ver-
bindungen anzuknüpfen, um erneute Einigungsverhandlungenin die Wege zu leiten. Die Antwort der Fabrikanten iſt für
nächſten Zrmtag zugeſagt. Jnzwiſchen führen die Ausſtändigen
den Kampf in der bisherigen Weiſe fort. Wankend iſt noch
keiner von ihnen geworden. Sie erwarten, daß an ihrem un-
erſchütterlichen, opferfreudigem Kampfesmut der hartnäckige
Widerſtand der Fabrikanten endlich ſcheitern wird, und daß ihnen
Zugeſtändniſſe gemacht werden, auf deren pndlagen n ohr-licher Friede geſchloſſen werden kann. Möge ſich dieſe Hoffnung

erfüllen. So lange aber der Kampf noch geführt werden. mußz,
iſt es Pflicht aller Arbeiter, denſelben zu unterftützen, durch
ſtrenge Beachtung der Liſte, welche von den Ausſtändigen
herausgegeben worden iſt. Die Zurückweiſung der Fabrikate
dieſer Firmen iſt eines der wirkſamſten Mittel, um den Fabri-
kanten beizukommen.

Halberſtadt. Zur Kennzeichnung der Arbeitswil-
ligen. Als im Mai d. J. auf der Grube „Archibald“ ein
Streik ausbrach, legte auch der Bergmann Jordan die Arbeit
nieder, kehrte aber bald darauf aſs Streikbrecher zurück. Als
ihn der Oberſteiger fragte, weshalb er denn die Arbeit nieder-
gelegt habe, ſagte Jordan in Gegenwart eines Gendarmen, das
a nur deshalb geſchehen, weil ihn drei Kameraden, die er mit
Namen bezeichnete, mit Schlägen bedroht hätten. Der Angeber
verlangte auch ausdrücklich, daß die von ihm bezeichneten drei
Bergleute beſtraft würden. Natürlich wurden dieſe denn auch

t ſtellt daß die Beu n e n eangeklagt.

ha er wurdedeshalb zu z ten Gefängnis
icht immer ſind die Angaben der für den Staat ſo „nütz-

lichen Elemente“ ſo plump erfunden, wie in dieſem Falle, undgteſhibten rieb i c ſt geet igerusſchreitungen, die aber von tswilligen ſtar rtrieben
wurden, ins Gefängnis wandern.

Soziales.
Wie Dividenden fabriziert werden. Die Staats-

anwaltſchaft in Kaſſel iſt der Rhein.-Weſtf. Ztg. zufolge in den
Beſitz der Kopie eines Briefes gelangt, deſſen Jnhalt für das
Aufſichtsratsmitglied SchulzeDellwig von der verkrachten
Trebertrocken Geſellſchaft verhängnisvoll werden kann. Ver-
faſſer des Briefes iſt Direktor Schmidt. Er teilt darin
mit, daß er nach Prüfung der Bücher c. der Trebergeſell-
ſchaft zu dem Reſultat gekommen ſei, daß die Geſellſchaft nicht
in der Lage ſei, auch nur 1 Prozent Dividende zu geben. Auf
dieſen Brief ſoll Schulze-Dellwig geantwortet haben, Schmidt
müſſe unter allen Umſtänden die Verteilung einer Dividende
von 25 Prozent herausbringen, er, SchulzeDellwig, habe ſeinen
Freunden eine Dividende in dieſer Höhe verſprochen.

Wieder einer. Aus Aſchaffenburg wird gemeldet:
Der Bankier S. Luck, der vorgeſtern ſeine Zahlungen ein-
eſtellt hat, verübte Selbſtmord; ſeine Leiche wurde im
dain gefunden.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
s Wegen Beleidigung des Kultusminiſters Studt

wurde Genoſſin Roſa Luxemburg vom n ggih W
ie Bez einer Geldſtrafe von 100 Mark verurteilt.

eidigung ſoll in einer Broſchüre, welche die Verordnung über
die Regelung des Religionsunterrichts beſprach, erfolgt ſein.
Wegen Verbreitung dieſer Broſchüre erhielt Arbeiter-
ſekretär Kas,przak eine Geldſtrafe von 30 Mark.

Z Nicht weniger als drei Verhandlungen brachten am
Donnerstag Genoſſen Redakteur Bredenbeck vor die Straf-
kammer in Dortmund. Jn zwei Fällen handelte es ſich umDei a der Polizei. in all wurde vertagt, in dem
anderen ſoll das Urteil am 1. Oktober verkündet werden.
Jm dritten Falle handelte es ſich um Bergwerksverhältniſſe.Der Gerichtshof erkannte auf 3 Monate Gefängnis Genoſſe
ſage be verbüßt ſchon jetzt eine mehrmonatliche Gefängnis-

rafe.
Z Das nackte Weib mit dem Hahnenſchweif, das in der

letzten Nummer des Wahren Jakob den Kotau vor Väterchen
vollzieht, hat die Gefühle eines Schutzmannes in Stettin ver-
letzt. Er ließ ſich zwar nicht darüber aus, ob ſeine ſittlichen,
politiſchen, ecker oder naturwiſſenſchaftlichen Anſchau-
ungen irritiert ſeien, aber das hat er auch nicht nötig; es genügt,
daß überhaupt etwas bei ihm irritiert iſt. Er verlangte alſo
die Entfernung des Bildes aus dem Schaufenſter einer Gaſt-
wirtſchaft, und als ihm nicht gleich willfahrt wurde, konfiszierte
er es kurzer Hand.

Barteinachrichten.
Jhr Mandat niedergelegt haben drei ſozialdemo-

kratiſche Stadtverordnete in Spandau infolge Diffe-
renzen innerhalb der Partei: Der Streit war dadurch entſtanden,
daß der Parteivorſtand beſchloſſen hatte, einer von jenen Stadt-
verordneten, deſſen Wahlzeit am 1. Januar 1902 abkäuft, dürfte
nicht wieder als Kandidat der Partei auftreten, weil er bei dem
Kauf einer von der Pichelsdorfer Brauerei ledig-
lich ſein eigenes Jntereſſe, aber nicht das der Partei wahrge
nommen habe.

Ungiltige Stadtverordnetenwahl in Berlin. Am
9. März war der Expedient des Vorwärts, Genoſſe Glocke,
im 44. Wahlbezirk mit 1560 Stimmen und mit 12 Stimmen
über die abſolute Majorität zum Stadtverordneten gewählt
worden. Dieſe Wahl wurde angefochten, weil die Eingänge
zum Wahllokal noch nach Schluß der Wahl um 8 Uhr abends
geöffnet geweſen, viele Perſonen noch „eingedrungen“ ſeien und
zu Unrecht gewählt hätten. Jm Gegenſatze zur Stadtverord-
neten- Verſammlung erklärte der Bezirksausſchuß die Wahl für
dugit g. Das Oberverwaltungsgericht trat dieſer Entſchei-
dung bei.

Der Tarffausſchuß des deutſchen Buchdruckergewerbes
hat unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit getagt. Da es in den
Kreiſen des Gehilfen Befremden hervorgerufen hatte, daß der
dreimal wöchentlich erſcheinende Correſpondent über die Ver-
handlungen des Ausſchuſſes nicht das geringſte veröffentlicht
hat, bringt die letzte Nummer des Correſpondenten folgende
Erklärung:

„Ueber die Tarif Verhandlungen ſind wir nicht in der
Lage, irgend welche Angaben zu machen, da der Tarif Aus-
ſchüß ſich dahin ſchlüſſig machte, keinerlei Mitteilung vor Be-
erung der Beratungen in die Oeffentlichkeit gelangen zu
aſſen.“

Am Sonnabend nachmittag hat der Tarif- Ausſchuß ſeine Be

ratungen beendet. See Giltigkeitsdauer des neuen Tarifes iſt

wigder auf fünf 45 re sDie Holzarbeiter Zeitung bringt in ihrer letzten Nummer
eine Erklärung des Genoſſen Röske, worin er ſein abſprechen
des Urteil über den Generalſtreik der Flaſchenmächer zu
entſchuldigen ſucht. Die Erklärung bringt aber nur Punkte,
die ſchon vor Ausbruch des Streikes auch den Flaſchenmachern
bekannt waren. Nieingegangen wird aber auf folgende Fragen:

Warum er nicht, bevor er an die Oeffentlichkeit flüchtete,
ſich an den Vorſtand der GlasarbeiterOrganiſation gewandt,warum er nicht vor Proklamierung des Generalſtreſts ſeine

Von r eertach
Von vielen Seiten, auch von einer ganzen Anzahl Holzarbeiteriſt Genoſſen Röske der Vorwurf gemacht n durch ſein
e die Poſition der Unternehmer geſtärkt und die der
ſtreikenden Flaſchenmacher geſchädigt zu haben.

Ausland.
Belgien. Bergarbeiterſtreik. Die provinziale Ver

einigung der Bergarbeiter von Lüttich beſchloß am reitag abend
den allgemeinen Ausſtand. Die Vereinigung zählt 10500 Mit
glieder. Der Ausſtand ſoll am Montag beginnen.

England. Zum Fiſcherſtr eik in Grimsby meldet
Wolffs Bureau: Die von den Fiſchereiunternehmern den mit
ihnen im Streit liegenden Fiſchern geſtellten Bedingungen ſind
7 der Fiſchern mit 1346 gegen drei Stimmen zurückgewieſen

orden.

Gerichtsſaal.
Halle, 28. September.

Die heutige Schwurgerichtsſitzung, in der ein Meineidsver
brechen zur Aburteilung kommen ſollte, fiel aus, weil einige
Zeugen behindert waren, an der Verhandlung teilzunehmen.

Strafkammer.Freigeſprochen von der Anklage des Sittlichkeitsverbrechens
wurde der 35 jährige Vorarbeiter Albert Mehl von Nietleben.
Derſelbe war beſchuldigt, an einem 11 jährigen Mädchen in Alterben am 2. W unzüchtige Handlungen vorgenommen zu

aben. Wir haben wiederholt, zuletzt in der am vergangenen
Mittwoch erſchienenen Nummer des Volksblattes über die Sache
berichtet und teilten mit, daß Mehls Vergangenheit auch in
anderer ſittlicher Beziehung nicht als einwandfrei zu bezeichnen
iſt. Die Verhandlung entzog ſich wegen Sittengefährdung der
Oeffentlichkeit und nahm eine geraume Zeit in Anſpruch. Jn
der nach der Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit verkündeten
ausführlichen Urteilsbegründung hieß u. a.: Es ſei ſehr zu miß
billigen, daß der Angeklagte ſich um das Kind gekümmert und
dasſelbe angefaßt habe, das kleine Mädchen ſei auch als glaub
würdig erſchienen, das vorliegende Beweismaterial habe aber
nicht genügt, um zu einer Schuldigſprechung des Angeklagten
gelangen zu können.

Ein Ausflug in der Nacht zum Himmelfahrtstage
hatte für den Handelsmann Albert Mertin, den Arbeiter

ermann Lohſe und den Reſtaurateur Karl Schmidt ein
gerichtliches Nachſpiel. Erſterer war vom hieſigen Schöffen
gericht zu 5, Lohſe zu 2 Monaten und Schmidt zu 2 WoGefängnis verurteilt worden, wogegen die 3 Angeklagten r

rufung eingelegt hatten. Die Angeklagten hatten ſich in frag-
licher Nacht im Kurzhalsſchen Lokale auf der Rabeninſel luſtig
gemacht, wobei M. ſich unanſtändig benommen und den be
dienenden Kellnern gegenüber in Beziehung auf milie
Kurzhals beleidigende Redensarten gebraucht hatté ertin
erklärt, es ſei das Gerücht verbreitet, der verſtorbene Reſtau
rateur Kurzhals habe früher einmal jemand in die Saale ge
worfen und da habe er, ſo behauptet die Anklage, der Frau
Kurzhals durch einen Kellner ſagen laſſen, ſie möchte einmal
nachſehen, auf der Saale ſchwimme eine Leiche. Das Schöffen
gericht erblickte darin eine Beleidigung eines Verſtorbenen; das
Landgericht nahm aber an, daß durch dieſe Redensart nur die
Frau Kurzhals beleidigt worden iſt. Als Mertin aufgefordert
wurde, das Lokal zu verlaſſen, verübte er mit Lohſe Unfug und
entgegnete dem ihn zur Ruhe ermahnenden Kellner: „Keinen
Schritt weiter, oder ich ſchlitze Jhnen den Bauch auf!“
Schließlich kam es zu einer Prügelei, bei der von den Ange
klagten Mertin und Lohſe ein Kellner der Frau Kurzhals ver
hauen wurde. Bezüglich des Angeklagten Schmidt ergab dieheutige Beweisaufnahme nichts Velaſtendes, weshalb deſſen

Freiſprechuug und die Aufhebung des Urteils 1. Jnſtanz geboten erſchien. Die von Mertin und Lohſe eingelegten Be
rufungen wurden verworfen.

Ebenfalls verworfen wurde die Berufung des Schuh
machers Heinrich Prommel, der vom hieſigen Schöffengericht
zu 10 Mk. Geldſtrafe verurteilt worden iſt, weil er in der
Schuhfabrik von Hagſe einen Mitarbeiter bedroht hatte.

Wegen Rückfalldiebſtahls war der Arbeiter Martin
Trümper von hier angeklagt. Er hatte am Abend des
12. Juni von Trotha nach Halle einen Hund mitgelockt, den
ſelben mit in ſeine Wohnung genommen und ihn am anderen
Tage angeblich wieder laufen gelaſſen. Der Staatsanwalt
beantragte drei Monate Gefängnis; das Gericht kam aber zur
Freiſprechung, da die Abſicht der rechtswidrigen Aneignung
nicht nachgewieſen worden ſei.

Sprechſtunde der Redaktion nur mittags von 12 bis
1 Uhr.
Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Gardinen
und Stores. Hervorragendo Menheiten
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Portieren
schwerfaliende, gediegene Qualititon
in prächtigen Farbentönen und vor-
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der einfaehaten bis zur feinsten Art
in Vantasie, Gobelin, Plüsch,

Teppiche
in hervorragend grosser Auswahl.

Fktektvolle Stil- u. BRiumen-Fantasſe-
Muster in allen Farbentönen.

Nur solide und bewährte Qualitäten.
Tournay-Velour, Turkestan, Mosched,

Konnk, Smyrna, Tapestry und
Axminster, das Stück von

FAK. 4.50O an.
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Nur Vorzügliche, bewährte Qualitäten.
Das Stück von

F. I. 5O an.
I FIIc. an.
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See in weit (as Fenster von estiekte T T Ueber vonSpachtel-Zuggardinen S Mi 50 Spachtel-Borden a 25, r

Marktplatz

2 u. 3.
es ſG8chäftshaus J. I I



en. e h h h

Apollo- Theater.
Jean HZayer

kommt!

Stadt Theater Halle a. S.
Dienstag den J. 1901

abends 7 Uhr.
et

t JTannhä uſer Kleiderbürſten. C Sund der t auf der nernZAtten de p aRomant. Oper in 3 Akten von R. Wagner.

IIIIIIIIIIIIIIIVuni IIIIIIIIII

Mittwoch den 2. Oktober 1901.
abends 7 Uhr

19. Vorſt. i. P.-Ab. 16. Abonn.- Vorſt.
3. Viertel. Farbe gelb.Zweite ehe im Sonder-Abonn.

Shakeſpeare-3Zyklus.
Viel Lärm um Nichts!

Luſtſpiel in 4 Akten v. W. Shakeſpeare.Walhalſa- Theater
Direktion: Richard Hubert.
Montag den 30. September

Letztes Auftreten
ſämtlicher Künſtler.

Die Alozandroff-Truppe, 8 Per-
ſonen, ruſſiſches eſaug und Tanz
Enſemble. Die Puriser Welt-
Ausseliung vom Jahre 1900, elekf
Die Revue in vier Abteilungen. Neu!

runkthor (La porte monumen-le deu! Vorgeführt v. E. Rousvy

Klecetrolytes. (Senſationell Sig-
norina Rositta, internationale Ver-

Stufenleitern,
leicht, ſicher ſtehend. Kopfbürſten.

Vogelbauer,
von Holz und Draht.

Scheuerbürſten.

Fruchtſchalen und

Kohlenkaſten. Aufſätze.Stubeunbeſen, Handfeger.

C. F. Rinter,wandlungs Tänzerin. Fräulein
Albertine Melieh. „dreſſierte Kakadus,
Arras c. Das Trio Resun, Par
terre- Gymnaſtiker mit ihrer Sportplatz-
Szene. Mlle. Viünte. Bravour-Equilibriſtin auf dem geſpannten Draht-

feil. Miß Unoie, Gymngſtikerin
am ſchwebenden Trapez. Fräulein

See Paulet, genannt „Die luſtige 4Schwiegermutter Geſangs- und all S I t 90Charakter Humoxiſtin. Herr Rudoir e 4. eipzigers 3880 4Dessau, Original-Geſangs- Huworiſt.
Herr Max Hildebrandt., Tanz

Humoriſt. Jules Greenbaums
Amerikaniſcher Bioſkop mit neuen
ſenſationellen lebenden Photographien

Beginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Apollo Theater.
Direktion: Gustav Poller

am Riebeckplatz, 2 Min. v. Haupt

Die Firma C. F. Ritter führt nur gute Quali
täten und garantiert bei jedem Stück für zweck-

entſprechende Haltbarkeit.
Amtauſch bereitwilligſt geſtattet.

Bahnhof entfernt.
Zum letzten Male:

Der ſeuſationelle Spielplan

9 Uhr:
lofsaehthales,

airiſches Geſangs

Paneele
in großer Auswahl.

Gardinenſtangen
in allen Größen.

v eS. dZuggardinen äiritngen,

praktiſche Konſtruktion.

und Tanz-
Enſemble.

Original Schuhplattler.“
Uhr:a oli der Meſſterſchafts Jong-

p leur. „Das weltberühr nte
Fackelf piel.“

10 Uhr:
bamillo Borghese,

Schönheitsgalerie lebend. Koloſſal-
Gemälde und das übrige
Schlager Programm.

Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Handtuchhalter
zum Hängen und Stellen.

„Der O

S

S
e

Welt Pahorams,
Vom 30. September bis 6. Oktober
Clbefahrt von Lresden dis Iuhin.

Vom T. bi Okt. Nordſeebäder.
Das Verkehrs-okul
und der Arbeits Nachweis der
Sattler befindet ſich im Reſtaurant
„-Preßlers Berg ne

Selbſtgekochtes

SflaumenmusJ Pfd. 25 Pf. offer
A. Trautwein,

Gr. Ulrichſtr. 31.
Ganze Nachlaſſe

von Möbeln,
Wirtſchafts Gegenſtänden, ſowie rMöbel jeder Art, Laden-, Kontor- Küchenlaupen.
Einrichtungen u. d. m. kauft ſtets
und zahlt die höchſten PreiſeFriedrich Peneke J KitterGeiſtſtraße 25.

Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.

Gewürz-Etageren. Wirtſchaftswagen. Krümelſchippen.

S

empfiehlt
Arth. Moöbius, Laugeſtraße 21

Telephon 1156 S
Verlag und für die Inſerate veran ntwortich: Auguſt Groß.

Tiſchlampen.

Apollo- Theater.
Jean Zayer

kommt!

Kartoffeln
zum Winterbedarf in verſchiedenen

Harten, beſte Qualität, gut kochende
are empfiehlt frei Haus. Blghrote

in tage treffen nächſt. Diens-
tag ein. Beſtellungen werden ſchnell
ausgeführt.

ar RBeller, Steinweg 32.

Gr. Märkerſtr. 2

m

Z
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z
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Schieferſtifte,
Schieferſpitzer,
Federhalter,
Bleiſtifte,
Zirkelkaſten

empfiehlt billigſt

Volkshuchhandlung

Ranniſcheftraße Z.

Kuhbutter, 10 Pfund-Kolli Mk. 6.50.
Bienenhonig Mk. 4.50.

H. Spitzer, Probuzna 98, via Breslau.

Lange Holländer mit dem roten
Bande, großartige 5 Pfennig-Cigarre.Franz ennemann. Gr. Ulrich tr. 60,

vis-à-vis vom „Neuen Theater“.
ff. Roſinen per Pfund 30 Pf.ff. Nandeln per m 100 Pf.

offeriert

A. Trautwein,
D Gr. Ulrichſtraße 31. W

Tüchtige

Fürruchbau u. Strecken
betrieb vertraut, ſowie

örderleute
finden bei uns dauernde und lohnend
Beſchäftigung. Für ledige Arbeiter be-
queme Wohnung auf dem Werke.

Gewerkſchaft Graf Moltke“, Stockheim

bei Otterwiſch, Bez. Leipzig.

Dank.
Für die vielen Beweiſe liebevoller

Teilnahme beim Begräbnis unſeres
teueren entſchlafenen Kindes ſagen wir
allen unſern aufrichtigſten Dank.

Deuben den 25. September 1901.Guſtav Zauſch ebſt Frau und
Kind.

Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe

en gneb tn guten, mir unverlichen Mannes unſeres Sohnes, Beß.

ders, Schwiegerſohnes und S Schwagers,
des Malers Wilhelm Schwarz ſage
ich allen denen, welche ſeinen Sarg ſoreichlich mit Blumen chmückten und
mir hilfreich zur Seite en meinen
tiefgefühlten Dank, insbeſondere Herrn
Dr. Küſter für die aufopfernde Be-
mühung bei der ſchweren Krankheit
meines geliebten Mannes. Dem Per-
onal der Firma J. Lewin für die reiche
zlumenſpende unſern herzlichen Dank.

Beſonderen Dank auch dem Verband
der Maler, Lackierer u. ſ. w. ſowie den
Kollegen der Fa,. Möllhoff u. Niemeyer.

Jm Namen der Hinterbliebenen
die tieftrauernde Witwe

c

Martha Schwarz geb. Schmidt.
Drug der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buchdruckerei E. G. m. b. b. 9) Halle a. S.



Beilage zum Volksblatt.
Nr. 229 Halle a. S., Dienstag den 1. Oktober 1901.

Sozialdemokratiſcher Parkeitag.

B. Lübeck, den 27. Septbr. 10901.

Fünfter Verhandlungstag.
Nachmittags Sitzung.

Jn, der Banter Streitſache wird nach längerer Debatte die
de dung den Neunerkommiſſion gebilligt, wonach es dabei
bleibt, daß die kleinen Scharwerker nicht aus der Partei aus-
geſchloſſen werden.

Den Bericht über die parlamentariſche Thätig-
keit erſtattet

Wurm-vBerlin: Jch werde Jhnen, wie mir, das Vergnügen
bereiten, ſehr kurz zu ſein. Jm allgemeinen iſt die Thätigkeit
der Fraktion nicht beanſtandet worden. Nur in neueſter Zeit
hat Genoſſe Parvus getadelt, daß wir einen Antrag auf Ein-
führung des zehnſtündigen Marximalarbeitstages eingebracht
haben. Wir verlangen darin aber nur die vor läufige Ein-
führung des zehnſtündigen Arbeitstages, um dann den Acht-
ſtundentag durchzuſetzen. Wir wollen nicht den bürgerlichen
Parteien goldene Brücken bauen, ſondern vielmehr die Heuchelei
ihrer Sozialreform entlarven. Es iſt ein Jrrtum, wenn VPar-
vus meint, das Zentrum komme uns ſogar zuvor, indem es
einen Antrag auf eine dreiundſechzigſtündige Maximalsarbeits-
zeit pro Woche eingebracht habe. Dieſen Antrag vertritt nur
eine Minorität des Zentrums unter Profeſſor Hitze, um ihre
angebliche Arbeiterfreundlichkeit zu beweiſen. Herr Hitze hat
ſelbſt im Reichstag erklärt: „Jch für meine Perſon halte
den zehnſtündigen Maximalsarbeitstag heute für ganz gut
durchführbar“ und gleich darauf vertrat ſein Fraktionsgenoſſe
Freiherr v. Hertling einen ganz entgegengeſetzten Standpunkt.
Jch bin ſicher, Genoſſe Parvus wird, wenn im nächſten Winter
unſer Antrag zur Verhandlung kommt, die Freude erleben,
daß das Zentrum nicht mitmacht, daß es mit faulen Ausreden
wie bisher den Gang der ſozialen Geſetzgebung zu hemmen
ſucht. Von anderer Seite iſt die Thätigkeit der Fraktion nicht
angegriffen worden. Das zeigt, daß wir auf dem richtigen
Wege ſind. Die bürgerliche Geſellſchaft ſtellt ſich in immer
größeren Gegenſatz zu den Wünſchen der Arbeiterklaſſe. Die
Militärlaſten wachſen immer weiter, die Kolonialpolitik ver-
ſchlingt immer weitere Summen. Sie wiſſen, in welche aben-
teuerliche Weltpolitik wir geſtürzt ſind, weil der Kapitalismus
nach Expanſion ſchreit und die Waren, die er nicht im Jnlande
abſetzen kann, weil er die Arbeiter darben läßt, im Auslande
abſetzen will. Die Chinapolitik bringt uns ein Defizit von
hundert Millionen. Wir haben weiter die Machenſchaften des
12000 Mark-Grafen bloßgelegt. Den Arbeitern giebt man noch
immer nicht die neue Krankenkaſſennovelle. Das Zentrum
hindert und hemmt alle Sozialpolitik.

Es iſt jetzt viel von Privatwohlthätigkeit der Fabrikherren die
Rede. Aber wie ſteht es mit dieſen Penſionskaſſen. Krupp hat
eine große Penſionskaſſe eingerichter. Die Arbeiter müſſen hin-
ein ſteuern, ſie gehen aber ihrer gezahlten Beiträge bei unfrei-
willigem Austritt verluſtig. Krupp entläßt jetzt jährlich 8000
Arbeiter, das macht für die Kaſſe 200000 Mark jährlich. Die
Kaſſe nährt ſich alſo von dem Gelde der Arbeiter. Die Fabrik-
penſionskaſſen haben die weitere Schattenſeite, daß die Arbeiter
ſich alles gefallen laſſen, um nicht der Beiträge verluſtig zu
gehen. Das iſt eine ſchwere Anklage gegen die ſtaatliche
Penſionskaſſe, die Jnvalidenverſicherung. Wenn dieſe ausreichte,
würde man dieſe Fabrikpenſionskaſſen nicht brauchen. Die
Fraktion hat wie bisher gegen das Budget geſtimmt, weil wir
dadurch den grundſätzlichen Gegenſatz der Arbeiterſchaft gegen
die Klaſſenherrſchaft des Kapitalismus dokumentieren wollen.
Leider iſt dieſer Standpunkt, wie von uns im Reichstag, nicht
überall in den Landtagen feſtgehalten worden. Jn den Sozial.
Monatsheften, die man ja beſſer Sozialiſtiſche Mauſerungshefte
nennen könnte, (Heiterkeit) hat Genoſſe Fendrich ſich veranlaßt
geſehen, ſeine ganze Mauſrigkeit zu zeigen. Das A-BC des
politiſchen Lebens kennt er offenbar nicht. Er beurteilt das
Budget nach dem Prozentgehalt von Gutem und Böſen, das in
ihm enthalten. Das mag für Parteien, die auf dem Boden der
beſtehenden Wirtſchaftsverhältniſſe ſtehen, ſelbſtverſtändlich ſein,
für unſere Partei paßt das nicht. Mit der Budgetbewilligung
ſpricht man in jedem Falle dem herrſchenden Regierungsſyſtem
ein Vertrauensvotum aus, Fendrich behauptet, wenn wir nicht
für das Budget ſtimmten, hätte der ganze zweite Teil unſeres
Programms keinen Sinn. Er iſt der Anſicht, die Regierung
würde uns niemals irgend etwas von unſern praktiſchen Forde-
rungen zugeſtehen, wenn wir ihr nicht das Budget bewilligen.
Kennt er denn ſo wenig die Geſchichte unſerer Partei. Wohin
es führt, wenn man vor der Regierung den Kotau macht, das
haben wir ja zur Genüge an den bürgerlichen Parteien, vor
allem an dem Zentrum beobachtet. Bezeichnend für die Kennt-
nis der Parteigeſchichte, über die Fendrich verfügt, iſt ſeine Be
hauptung, die ſchon wiederholt in den Monatsheften geſtanden
und Verwirrung bei Leuten, die die Verhältniſſe nicht genau
kennen, angerichtet hat, daß unſere Zuſtimmung zu dem Jn-
validenverſicherungsgeſetz eine Mauſerung der Partei bedeute.
Das iſt ein Unſinn. Wir haben bereits in den erſten Jahren
unſerer Thätigkeit im Reichstag für ein Geſetz über die Lohn-
beſchlagnahme geſtimmt, weil es eben den Arbeitern verhältnis-
mäßig mehr Vorteil als Schaden brachte.

Fendrich meint, wir dürfen nur dann das Budget nicht be
willigen, wenn Ausnahmegeſetze beſtehen. Alſo nur, wenn man
uns mit der Hundepeitſche kommt, ſollen wir nicht bewilligen!
Jch muß ſagen, die badiſche Regierung hat da mehr den Cha-
rakter gezeigt, als der budgetbewilligende Genoſſe. 1897 hat
der Miniſter Eiſenlohr geſagt, die Regierung bekämpfe die
Sozialdemokratie prinzipiell. Unter dem friſchen Eindruck dieſer
Erklärung unterblieb die Budgetbewilligung, aber ſchon 1898
bewilligten die Genoſſen und 1899 kommt der Genoſſe Fendrich
und macht ein Syſtem aus der Sache, um nicht die Politik der
abſoluten Negation zu treiben. Daß Ausnahmefälle vorkommen
können, wo das Budget einmal bewilligt werden kann, geben
wir zu. Solche Fälle hat auch Bebel in ſeiner Reſolution über
die Budgetfrage berückſichtigt. Jn Heſſen iſt einmal ſolch ein
Fall vorgekommen. Dort beſteht nur für den Landtag das
Einnahmebewilligungsrecht und die Genoſſen haben einmal das
Budget bewilligt, um ein ſchlechteres Budget zu verhindern.
Wohin es führt, wenn man ſich mit dem Kapitalismus abzu
finden ſucht, das zeigt doch der Orden, der unſerm Millerandnun doch ſchlie lich an den Hals geflogen iſt. (Sehr richtig
Das zeigt uns die Entwickelung der engliſchen Fabier, die jetzt
für den Emperialismus ſind. Das iſt die Politik des Trans-
vaalkrieges. Einmal wollte man Kanonen für Volksrechte ein
tauſchen, jetzt ſind es andere Dinge. Für das Linſengericht
kleiner Reformen können wir nicht das Erſtgeburtsrecht der
Demokratie verkaufen. Ein charakteriſtiſcher Fall iſt mir aus
dem Bergrevier mitgeteilt worden. Dort hat ein Reichstags
kandidat ſich geweigert, am 18. März eine Rede zur Verherr-
lichung der 48er Revolution zu halten, weil ihm dadurch die
Stimmen der indifferenten Bergleute leicht verloren gehen
könnten. Das iſt eine elende Mandatshaſcherei und die Prin-
zipien wirft man auf den Lumpenhaufen. Wir wollen die
Wähler nicht einfangen, ſondern mit offenem Viſier kämpfen.
Nicht wie ein Schmock oder Schreier wollen wir uns vor das
Publikum ſtellen und ſagen: Jch bin gar kein Löwe, fürchtet
Euch nicht Wir ſind revolutionär, wie wir revolutionär waren
und wir werden nicht mehr ſein, wenn wir das nicht mehr
ſind. Wir proſtituieren uns nicht. Jn der Reſolution Bebel

über die Budgetfrage war auch von der Teilnahme an höfiſchen
Deputationen die Rede. Bebel hat den Paſſus geſtrichen, wohl
weil er überflüſſig und ſelbſtverſtändlich iſt. Was die Anträge
zur parlamentariſchen Thätigkeit anlangte, ſo ſind ſie gut ge-
meint, aber den meiſten trägt die Fraktion bereits als ſelbſt-
verſtändlich Rechnung. Der Antrag, der eine Aenderung der
Militärſtrafprozeß-Ordnung anſtrebt, trifft nicht den Kern der
Sache. Das Grundübel an der Militärgerichtspflege liegt in
dem blinden Gehorſam, dem zurecht gedrillten Unterordnungs-
gefühl des Untergebenen gegenüber dem Vorgeſetzten. Das iſt
der Kernpunkt. Darauf haben wir unſer Augenmerk zu richten.
Ich ſchließe mit der Verſicherung, daß wir auf der bisher be-
ſchrittenen Bahn weiterſchreiten werden. Sie führt zum Siege.
(Beifall.) t

ſein die folgende Reſolution Bebel zur Diskuſſion
geſtellt:

Jn der Erwägung, daß die Einzelſtaaten ebenſo wie das
Reich den Charakter des Klaſſenſtaats tragen und der
Arbeiterklaſſe die volle Gleichberechtigung nicht einräumen,
ſondern in ihrem Weſen als Organiſation der herrſchenden
Klaſſen zur Aufrechterhaltung ihrer Herrſchaft anzuſehen
ind,

ſpricht der Parteitag die Erwartung aus, daß die ſozial-
demokratiſchen Vertreter in den geſetzgebenden Körperſchaften
der Einzelſtaaten ſich bei ihren Abſtimmungen nicht in Wider-
ſpruch mit dem Parteiprogramm und den Grundſätzen des
proletariſchen Klaſſenkampfes ſetzen und insbeſondere das
Geſamtbudget normalerweiſe ablehnen.

Eine Zuſtimmung zu dem Budget kann nur ausnahms-
weiſe aus zwingenden, in beſonderen Verhältniſſen
liegenden Gründen gegeben werden.
Dazu liegt ein Amendement Baudert vor, die letzten Worte

des vorletzten Abſatzes, „insbeſondere das Geſamtbudget normaler-
weiſe ablehnen,“ durch die Worte zu erſetzen: „und dies beſonders
bei Finanzgeſetzen zu beobachten“.

Die Reſolution Luxemburg, welche in allen Fällen die
Budgetbewilligung verbietet, iſt zurückgezogen worden.

Fendrich-Karlsruhe: Auf de ausgiebigen Angriffe Wurms
kann ich in 10 Minuten natürlſch wenig erwidern. Der Be-
ſchluß der badiſchen Landtagsfrakt on, das Budget jn dem einen
Falle zu bewilligen, wurde ohne Widerſpruch gefaßt und meine
Begründung dieſes Beſchluſſes von meinen Fraktionsgenoſſen,
die ich befragen konnte, gutgeheißen. Die Budgetdewilligung
durch Sozialdemokraten iſt doch auch nichts Neues. Liebknecht
hat unter dem Sozialiſtengeſetz in Sachſen für das Budget
geſtimmt. Jn Frankfurt wurde von den Süddeutſchen die
Frage als eine reine Zweckmäßigkeitsfrage behandelt. Jn der
damaligen Reſolution Bebel wurde die Frage noch nicht als
eine taktiſche, ſondern als eine prinzipielle betrachtet. Die heute
vorliegende Reſolution Bebel thut dies nicht mehr, deshalb
können wir für ſie ſtimmen, wenn das Amendement Baudert
angenommen wird. Wie wenig wichtig die Sache iſt, ſehen
Sie daraus, daß die franzöſiſchen und italieniſchen Genoſſen
häufiger für das Budget geſtimmt haben. Die Dänen haben
niemals dagegen geſtimmt. Auch Stadthagens Amendement
in Frankfurt beweiſt den rein taktiſchen Charakter dieſer
Frage. Noch eine perſönliche Bemerkung. Jn der Neuen Zeit
iſt die vom Genoſſen Adler gutgeheißene Budgetbewilligung
als eine Charakterfrage hingeſtellt worden. Jch bin allerdings
der Anſicht, daß, wenn man in der Einzelberatung gezeigt hat,
wes Geiſtes man iſt, man Fonds genug haben muß, um ſich
nicht zu fürchten, ſchließlich eine Form zu umgehen.

Blos-Stuttgart: Jch gehe zwar nicht ſo weit, wie mein
Vorredner, werde aber doch für die Reſolution Bebel mit dem
Amendement ſtimmen. Unſere Genoſſen haben ſogar manch-
mal nicht gegen einzelne Reſſorts, die wir ſonſt unter allen
Umſtänden bekämpfen, geſtimmt. 1870 haben Bebel und Lieb-
knecht, als die Mittel zur Fortführung des Krieges gefordert
wurden, ſich der Abſtimmung enthalten unter der Motivierung,
daß ſie zwar dem Syſtem Bismarck keine Mittel bewilligen
könnten, aber auch in dieſem Moment nicht gegen das Kriegsbudget
ſtimmen könnten, weil das hieße, die frevelhafte Politik Napoleons
unterſtützen. Wir könnten auch in den Landtagen leicht dazu
fommen, für das Eiſenbahnbudget zu ſtimmen, wenn etwa ein
Miniſter eine bedeutſame Tarifreform bewilligt und dieſe nicht
zu ſtande käme, wenn wir dagegen ſtimmten. Aus purem
Uebermut ſtimmt gewiß niemand von uns für das Budget.
(Sehr richtig!) Wir verlieren viel zu viel Zeit mit akade-
miſchen Erörterungen; mit dem ſteten Wachstum der Partei
müſſen wir uns auch den eigenartigen Verhältniſſen in man-
chen Einzelländern anpaſſen. Wenn wir immer ſo viel ſpinti-
ſieren, ſo erinnert mich das an das Verhalten Migquels, als er
einem Bettler ein Almoſen verweigerte, „da er nicht die Kriſe
aufhalten wollte. Jch meine, wir ſind immer Hammer ge-
weſen und ſollten uns hüten, zum Ambos zu werden.

Bebel: Mir iſt es unerfindlich, wie Blos ſagen kann, es
giebt bei uns Leute, die wünſchen, die Partei möchte kleiner
werden. Oeffentlich iſt ein ſo abſurder Gedanke nie ausge-
ſprochen worden. Auch die Meinung teile ich nicht, daß wir zu
viel theoretiſieren. Die uns hier vorliegende Frage iſt uns
aufgezwungen worden, weil die badiſchen und andere Genoſſen
ſich verpflichtet fühlten, für das Budget zu ſtimmen. Es iſt
falſch, daß meine Reſolution die Frage der Budgetbewilligung
für rein taktiſch und gar nicht prinzipiell hält. Die beiden
erſten Sätze ſind rein prinzipiell. Es war eine Unverfroren-
heit ſondergleichen, daß der Bad. Volksfreund ſchrieb: Bebel
hat ſich ſchon genötigt geſehen, ſeine Reſolution zurückzuziehen.
Das iſt mir nicht eingefallen. Jch habe mich lediglich mit Ge-
noſſen aus Württemberg, Bayern, Hamburg über eine Faſſung
geeinigt, der alle zuſtimmen können. Jch kam zu der Ueber-
zeugung, daß es doch Ausnahmefälle geben könne und zwar
mit Rückſicht auf zwei Fälle. Einmal iſt es auf Grund einer
eigentümlichen Budgettechnik in Heſſen vorgekommen, daß ein
für die Steuerzahler günſtigeres Budget gefallen wäre, wenn
unſer Genoſſen nicht dafür geſtimmt hätten. Das iſt die Ab-
ſtimmung des kleineren Uebels. Der zweite Fall iſt folgen-
der: Jm Gothaer Landtag haben unſere Genoſſen 9 Vertreter
gegenüber 10 Gegnern. Wenn nun etwa die nächſten Wahlen
das umgekehrte Verhältnis herbeiführen würden, ſo verlangen
wir ſelbſtverſtändlich von unſeren Genoſſen, daß ſie das Budget
nach ihrer Auffaſſung formulieren, und daß ſie dann dafür
ſtimmen müſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. (Heiterkeit.)

Unſere Genoſſen ſind übrigens dort in der glücklichen Lage,
daß die Zivilliſte nicht im Budget enthalten iſt. Wenn wir
wirklich einen deutſchen Einheitsſtgat hätten, wären ſolche Aus-
nahmen nicht nötig, aber wie die Dinge liegen, dürfen wir un-
ſern Genoſſen nicht unter allen Umſtänden Knüppel zwiſchen
die Beine werfen. Gerade unſere badiſchen Genoſſen aber
hatten die ausſchlaggebendſten Gründe gegen das Budget zu
ſtimmen. Die badiſche Regierung bekämpft entſchieden die Ver-
beſſerung des Wahlrechts, ſie verbietet Gedächtnisfeiern zum
18. März, mir wurde eine Verſammlung auf badiſchem Boden
nicht nur unterſagt, ſondern bei aufgepflanztem Bajonett
wurden die Kriegsartikel verleſen. (Hört! hört! Ruf: Damals
Ja, aber der Geiſt iſt derſelbe geblieben. gendrich ſchreibt
in, ſeiner Broſchüre, ſchon auf Grund des Verfaſſungseides
müßte man für das Budget ſtimmen. Da hört doch wirklich
alles auf. (Sehr richtig Wir haben früher ſtets erklärt: Wir
ſind Republikaner und werden uns durch den Verfaſſungseid
nicht als gebunden erachten. Die Reichsverfaſſung kennt keinen
Verfaſſungseid und er wird heute niemals mehr gefordert, weil
man ſeine Zweckloſigkeit eingeſehen hat. Nicht einmal gegen

12. Jahrg.

das Kultusbudget haben die badiſchen Genoſſen den Mut ge-
habt zu ſtimmen, ſondern ſie haben ſich der Stimme enthalten.
(Hört! hört!) Die badiſche Regierung hat offiziell erklärt, für
die Flottenvorlage und für die Umſturzvorlage geſtimmt zu
haben, und trotzdem bewilligen ihr Sozialdemokraten das
Budget. Ueber die Stellung zur Landwirtſchaft hat Fendrichetwas geſchrieben, was ich für das Kläglichſte halte, das ich
jemals von einem Parteigenoſſen geleſen habe. Er ſtimmt dann
nachher dafür, daß 34850 Mk. zur Organiſation der Landwirt-
ſchaft bewilligt werden, jedenfalls damit die Agrarier für höhereGetreidezölle agitieren können. Fendrich ſagt ſogar: wer gegen
das Budget ſtimmt, treibt Blanquismus. (Hört! hört!) Ueber
die einfachſten Forderungen der Partei ſetzen ſich die badiſchen
Genoſſen hinweg. Hat doch das offizielle Organ der badiſchen
Partei verlangt, man ſolle die Stänkereien des Frl. Roſa
Luxemburg von oben herunter verhindern. Das iſt die Preß-
freiheit in Baden! Fiſcher hat dieſe Forderung eine Dumm-
heit genannt, ich ſage es war eine Perfidie, eine Gemeinheit.
(Sehr richtig
Ueberhaupt werden von den badiſchen Genoſſen die eigentüm-

lichſten Sprünge gemacht. Dem Karlsruher Oberbürgermeiſter
Schnetzler, einem Sozialiſtenfreſſer ſchlimmſter Art, ſollte das
Gehalt bewilligt werden. Unſere badiſchen Genoſſen ſtimmten
dafür! (Hört! hört)) Ja ein Sozialdemokrat ſtand unter dem
Aufruf zur Teilnahme an einer Ehrung zum 25 jährigen
Jubiläum dieſes Sozialiſtentöters! (Hört! hört!) Was ſagt
Fendrich: Wir müſſen die Jdeale in den Hintergrund ſtellen,
Hört! hört!) Nicht einmal das Wünſchenswerte, ſondern das
Mögliche erſtreben. Das iſt der Poſſibilismus in ſchlimmſter
Form. Ein Genoſſe Kolb hat geſagt, wir müßten in Len
nächſten zehn Jahren noch ganz anderen Programmballaſt über
Bord werfen, z. B. das Wahlrecht für Frauen, die jetzige
Minimalgrenze des Wahlrechtsalters für männliche Arbeiter.
(Hört! hört!) Dieſer „Genoſſe“ weiß jedenfalls nicht einmal,
daß in Baiern bis heute das Landtagswahlrecht mit dem
21. Lebensjahre einſetzt, ebenſo in Baden ſelbſt für Gemeinde-
wahlen. Da hört doch alles auf, wenn Parteigenoſſen ſich
ſolche Blößen geben. Dann haben wir alle Urſache, ſie zu
zwingen, künftig den Weg zu wandeln, den wir zu gehen für
notwendig halten. Beſonders in einem Lande, wo Großherzog
und Regierung ſich ſtets in der ſchärfſten Weiſe gegen die
Sozialdemokraten gewandt haben, war es einfache Anſtands-
pflicht der Genoſſen, gegen das Budget zu ſtimmen. (Sehr
richtig Man ſagt, was ſoll denn da aus dem Staat werden
Zerbrecht Jhr Euch doch darüber nicht den Kopf, Jhr ſechs,
ſieben Männlein. (Heiterkeit.) Da haben die Liberalen Badens
in den vierziger Jahren ſich viel männlicher gezeigt, ihre Thaten
werden für alle Zeit ein Ruhmesblatt in der Geſchichte des
Liberalismus bleiben. Jetzt iſt leider es umgekehrt. Jn Baden
kann es nicht raſch genug rückwärts gehen durch unſere Partei
genoſſen. Jch bitte Sie für meine Reſolution zu ſtimmen, unter
Ablehnung des Amendements Baudert, das allerdings nur ein
Hinterthürchen iſt, um alles zu thun, was man will. Jch
wundere mich, daß gerade Baudert dieſen Antrag ſtellt. Wenn
jemand, wie er, von ſeiner Regierung ſo viel Prügel bekommt
und ihr dann noch das Budget bewilligt, ſo iſt das eine
r yreigenſchaft. die ich einfach nicht verſtehe. Lebhafter

eifall.)
Baudert-Avolda: Jn früheren Jahren, wo ich allein im

Landtag ſaß, habe ich gegen das Budget geſtimmt. Jn dieſem
Jahre habe ich im Einverſtändnis mit meinem Kollegen für das
Budget unter der beſtimmten Vorausſetzung der Annahme
eines Antrages zu ſtimmen mich bereit erklärt. Jch fügte
hinzu: Ohne damit der Regierung einen Vertrauensbeweis
geben zu wollen. Der Antrag wurde nicht angenommen. Die
Vorausſetzung entfiel. Wir ſtimmten gegen das Budget und
werden es künftig thun ſchon wegen der Verationen der Ge
noſſen durch unſere Regierung. Aber es giebt Fälle, in denen
man das Budget bewilligen muß. Jch halte die Stellung-
nahme bei den einzelnen Poſitionen für viel wichtiger, als bei
der Geſamtabſtimmung. Mein Antrag läßt etwas mehr Spiel-
raum wie die Reſolution Bebel, deshalb bitte ich Sie um ſeine
Annahme.

Singer: Die Frage der Budgetbewilligung iſt eine Frage
des Vertrauens. Vertrauen aber haben wir zu keiner Regie-
rung in Deutſchland. Den erſten Sätzen der Reſolution Bebel
ſtimme ich zu, dem letzten Abſatz nicht. Er öffnet allem Thür
und Thor. Was ſind zwingende Gründe, was beſondere
Gründe Der Zuſatz iſt eine Gefahr für die klare prinzipielle
Stellung, die wir einnehmen. Man warte ruhig ſolch beſondere
Fälle ab, aber man ſehe ſie nicht vorher. Jch beantrage, den
letzten Satz der Reſolution Bebel zu ſtreichen. (Ruf: Schrift-
lich einreichen. Große Heiterkeit.)

Keil-Stuttgart: Die Frage des Budgets erſcheint uns
Württembergern ſehr wichtig. Wir ſind Baden benachbart, die
Verhältniſſe in beiden Ländern ſind ähnlich. Sicher iſt man
bei uns nicht regktionärer als in Baden. (Sehr richtig Wir
wünſchen eine Einheitlichkeit des Vorgehens und nicht, daß uns
die Badenſer Knüppel in den Weg werfen. Wir können der
Regierung kein Vertrauen entgegenbringen. Es ſind Klaſſen
regierungen. Fendrich hat ſeinen Standpunkt in ſeinem Hand-
buch, dann noch ausführlicher in den Sozialiſtiſchen Monats
heften dargelegt. Er lobt die badiſche Juſtiz. Erſt kürzlich iſt
ein Urteil in Baden gefällt worden, das den Stempel der
Wahlpolitik und Klaſſenpolitik an der Stirn trägt. Genoſſe
Opiſicius iſt zu drei Monaten Gefängnis und zum Verluſt der
bürgerlichen Ehrenrechte und Verluſt ſeines Landtagsmandats
verurteilt worden. Die geſellſchaftliche Gleichberechtigung ver-
pflichtet nicht zur Budgetbewilligung. Den Antrag Singer
halte ich nicht für notwendig, die Reſolution Bebel genügt.
Das Amendement Baudert bitte ich abzulehnen.

Stolten-Hamburg: Jch halte nicht eo ipso die Budget-
abſtimmung für eine Vertrauensfrage, aber die Ablehnung als
das Normale. Ausnahmefälle giebt es: einer davon kann ſich
in nächſter Zeit in Gotha ereignen. Für Baden liegt aber kein
ſolcher Fall vor. Die Genoſſen in Gotha können 1 Ein
ſluß auf das Budget ausüben, ſie müſſen dann dafür ſtimmen
denn Revolution können ſie nicht machen, da ringsherum preu-
ßiſche Bajonette ſtehen. Die Reſolution Bebel trifft das
Richtige. Sind Ausnahmefälle in einer Frage vorhanden, ſo iſt
es wichtig, daß bei Feſtlegung der Frage dieſe Ausnahmefälle
berückſichtigt werden. Ein Parteitagsbeſchluß ſoll und muß
ſtets inne gehalten werden.

Ulrich-Offenbach: Jch trete für die Reſolution Bebel ein
und bin gegen den Antrag Singer aus den eben von Stolten
dargelegten Gründen. Die Frage bleibt eine Frage der Taktik.
Das Budget der Kleinſtaaten iſt ein Verwaltungsbudget, es iſt
kleiner als das der Stadt Berlin. Wenn Singer ſo radikal iſt,
ſollte er ſich einmal überlegen, was er in der Berliner Stadt-
verwaltung thut. Wir ſind allzumal Sünder und die Berliner
auch. Singer und auch Wurm bewilligen den Etat der Stadt
Berlin. Heiterkeit. (Wurm: Wir haben nicht abzuſtimmen.
Jhr ſtimmt genau ſo ab wie wir. Macht nur keine Fiſematenten,
die kennen wir ſchon. (Große Heiterkeit. Ruf: Gehalt des
Großherzogs. Jn Berlin iſt das Gehalt des Polizeipräſidenten,
das Gehalt der ſchönen Achtgroſchenjungen zu bewilligen und
die Gehälter werden bewilligt. Von einem Vertrauensvotum
iſt bei uns bei der Budgetabſtimmung keine Rede. Bei uns
vollzieht ſich aber die Etatsbewilligung gar eigenartig. Nach
dem alle einzelnen Poſtens des Etats durchberaten und erledigt
ſind, wird rechneriſch das Fazit gezogen, indem man durch das
Finanzgeſetz feſtſetzt, wie hoch der Steuerſatz für die einzelnen



Steuerarten ſein ſoll. Das Mal, wo wir

Bad r der e zucheiden hatten, war, als die Regierung einen ſten eeft
chlug, der höher war, als der Landtag für nötig hielt.
jaben wir der Verabſchiedung des Finanzgeſetzes keine Be

deutung beigemeſſen und keine Stellung dazu genommen. Es
kann ſomit keine Rede davon ſein, daß wir dadurch dem heutigen

n ein Flind e hHivilliſte muß a werden,da tie eiſpielsweiſe in See durch ein Geſet gewiſſer
maßen gegen Einrechnung früheren Privatvermögens des Groß
herzogs geordnet iſt.

er ageig; Singer hat mit ſeinen Einwendungen
gegen die Reſolution recht.Reſol r Der Schlußſatz öffnet den Badenſern
wieder eine Hinterthür. Es iſt richtig, daß Liebknecht einmal
mit dem Abgeordneten Freitag für das Budget im Sächſiſchen
Landtag geſtimmt, aber ſeit 1881 haben wir ſtets gegen da
Budget geſtimmt. Die Spezial-Kapitel haben wir ſtets je na
ihrem Jnhalt behandelt und doch in der Geſamtabſtimmun
immer gegen das Budget Man hat geſagt, was ſo
in Gotha werden, wenn die Parteigenoſſen dort die Mehrheit
haben. Jch meine, wenn das Budget dann in unſerem Sinne
geſtaltet iſt, wird die Regierung es natürlich ablehnen und
dann fällt auf ſie die Verantwortung. Der Fall braucht uns
keine Sorgen zu machen. Der Antrag Singer trifft den Nagel
auf den Kopf.
„Joos-Gotha: Die Frage M nur eine taktiſche. Wir

können in Gotha, wenn wir die Mehrheit haben, das Budget
nicht verweigern. Der Landtag würde aufgelöſt werden und
die Verweigerung gegen uns ausgenutzt werden. Die Frage
wird ſe ſehr Selbſt in der Bewegung ſtehende
Genoſſen intereſſieren ſich nicht dafür. Wir hätten ſchon dies
mal den Etat zu Fall bringen können, weil auch ein Agrarier
aus Bosheit mit uns geſtimmt hätte. Wir konnten es aber
nicht ablehnen. Denn wir haben gar manches erreicht, was
wir damit in Frage geſtellt hätten. Wir et erreicht eine
Entſchädigung unſchuldig Verhafteter, die Anſtellung einer weib-
lichen Aſſiſtentin für die Fabrikinſpektion, dann, daß die Löhne
der Domänenarbeiter von 1.220 Mk. auf 3 Mk. erhöht worden
ſind. Es ſind weiter 2000 Mk. für das Arbeiterſekretariat be-
willigt worden. Unſer alter Genoſſe Bock iſt Vizepräſident ge
worden und Mitglied des höchſten Verwaltungsgerichtshofes.
Jm Lande hat man ſich über dieſe Errungenſchaften gefreut.
Man hätte eine Budgetverweigerung nicht verſtanden, denn es
handelt ſich doch nicht um ſo zielbewußte Wähler wie in Berlin
und Hamburg. Für die Verweigerung des Budgets in Badenund Weimar ſind auch wir, aber wir ſind in einer Zwangs-
lage. Nehmen Sie die Reſolution Bebel an, damit wir nicht
8 Jahr hier um Jndemnität bitten brauchen. (Sehr
richtig

Geck-Offenburg: Jch kann Bebel vollſtändig zuſtimmen,
weil ich noch nie in die Lage gekommen bin, für das Budget zu
ſtimmen. Jch bedaure, daß die Budgetbewilligung modern ge-
worden iſt und das iſt geſchehen zuſammen mit dem Modern-werden der Ftepiſionsbeltrebungen, Welche Notwendigkeit lag

denn für die badiſche Fraktion vor, anders zu handeln als
früher. Die Bourgeviſie der badiſchen Kammer heck darüber
keine Aufklärung erhalten. Die Erhöhung der Apanage und
die Thatſache, daß Miniſter Eiſenlohr noch wie früher am
Ruder iſt, wäre für mich Grund genug geweſen, gegen dasBudget zu ſtimmen. Aber die Fraktion hat ja nicht einmal
die Petitionen der Eiſenbahnarbeiter der Regierung als Material
ſondern nur zur Kenntnisnahme überwieſen. Wenn der Partei-
tag heute energiſch Proteſt erhebt gegen dieſe Haltung der
badiſchen Fraktion, werden ſich die Genoſſen jedenfalls danach
richten. Mein Hinweis in Mainz auf die badiſche Landtags
wahltaktik, der mir damals vorgeworfen wurde, war nur ein
Hinweis darauf, daß etwas faul iſt im Staate Dänemark, da-
mit die Konſuln acht geben, was dort vorgeht. Sie haben
heute geſehen, wie recht ich damals hatte.

Haverkamp Bremerhaven: Man ſollte es nicht für mög-
lich halten, daß ſich Parteigenoſſen nennende es über
ſich gewinnen konnten, einer Regierung ein Vertrauensvotum
auszuſtellen, die den Hunnenzug mitgemacht hat. Die Reichs-
tagsfraktion bitte ich, bei der erſten beſten Gelegenheit im
Reichstag zu fragen, ob die aſtronomiſchen Jnſtrumente aus
Veking als Beute mitgebracht oder käuflich erworben worden
ſind. (Ruf: Sie ſind gepachtet worden Heiterkeit.) Mir iſt
es nicht klar, wie man in einem Klaffenſtaat ein ſozialiſtiſches
Budget erreichen kann, aber ich will für die Reſolution Bebel
ſtimmen.

Röske-Hamburg: Die Sozialdemokratie hat in allen
Körperſchaften zu wachen, daß das ſozialiſtiſche Prinzip nichtverletzt wird. Vertrauensvoten dürfen den Regierungen nicht

gegeben werden.
Dr. Da vid-Mainz: 1894 wollte Genoſſe Geck ſeine Budget

unſchuld aufgeben und hat auch für die Reſolution Stadthagen
geſtimmt. Jetzt hat er die Alarmglocke auch erſt nach Bebel ge
ſchwungen. Leider hat Geck ein Mandat für den Landtag nicht
wieder angenommen. Es mußte ihm doch daran gelegen ſein,
auf die Opportuniſten ſeinen Einfluß auszuüben. Die Frage
iſt eine taktiſche, darüber ſind alle Landtagsabgeordnete einig.
Damit iſt ſie nicht weniger wichtig geworden. Das Mißtrauen
kann man beim Gehalt des Staatsminiſters ausſprechen. Die
Budgetabſtimmung iſt eine rein formale. Auch die Berliner
Stadtvrertreter müſſen alſo eine Geſamtſteuerſumme wie wir
auch bewilligen. Wollen Sie konſequent ſein, ſo müſſen Sie
auch dort das Budget verweigern. Das iſt das Wichtigſte an
der heutigen Debatte, daß ſie eine Entwicklung in der Frage
zeigt. Jn Frankfurt ließ Bebel noch keine Ausnahmefälle zu,
und ich hoffe, auch Singer wird in einigen Jahren eine Ent-
wicklung in dieſer Frage anerkennen.

Frau Zetkin-Stuttgart: Es iſt ein ziemlich müßiger Wort-
ſtreit, ob es ſich hier um ein Prinzip oder eine Taktik handle.
Eine tiefe Kluft zwiſchen Prinzip und Taktik beſteht für mich
nicht Unſere Grundſätze hängen doch nicht oben in den
Wolken, die Taktik muß die möglichſt zweckmäßige Anwendung
unſerer Prinzipien ſein. Unſere Grundſätze zwingen uns, das
Budget als ein Vertrauensvotum für die Regierung abzu-
lehnen. Unſer Ziel iſt doch, das Klaſſenbewußtſein der Maſſen
immer mehr zu wecken. Daher muß unſere Taktik dahin geben,
die Reibungsfläche zwiſchen Sozialdemokratie und dem kapita
liſtiſchen Staat immer mehr zu vergrößern deshalb
müſſen wir in allen normalen Fällen das Budget ablehnen,
ganz gleich, ob mehr oder weniger Kultur darin ſteckt. Die
kapitaliſche Kultur bedeutet für uns Unkultur, Feſſelung und
Knechtung der Maſſen. Jch bitte Sie dringend, die Reſolution
Bebel ohne das Amendement anzunehmen. Die Befürchtung
Singers teile ich nicht. Jch glaube an die Loyalität der Ge
noſſen und fürchte

e ir

nicht, daß einzelne derſelben mit Spiegel
fechtereien die Abſicht der Reſolution zu umgehen verſuchen
werden. ebhafter Beiſall.

Ehrhardt Ludwigshafen: Ueber die ſcharfen Angriffe
Wurms habe ich mich ſehr gewundert. Er und ſelbſt unſer
radikalſter Genoſſe Singer haben doch in der Gemeinde Berlin
immer für das Budget geſtimmt. (Widerſpruch.) Haben ſie
etwa gegen die Bewilligung der Koſten für die Umzugsfeier in
Berlin geſtimmt (Rufe: Natürlich! Große eiterkeit. ch
werde für das Amendement Baudert und ſchließlich auch für
die Reſolution Bebel ſtimmen, um Schlimmeres zu vermeiden
Empört haben mich die Angriffe Gecks auf die Badenſer Land
tagsfraktion. Er ſelbſt hat doch vier Jahre lang mit den Ge-
noſſen zuſammen gearbeitet. War er denn ein Strohmanm
daß während ſeiner Thätigkeit ſolche Stegmüllereien ſich ent-
wickeln konnten Vor allem aber bedaure ich, daß Bebel hier
vor dem Varteitag derartige Angriffe gegen alte verdiente Par-
teigenoſſen erhoben hat. Er kannte ja die Verhältniſſe in Baden
und hätte ſeiner Zeit ſeinen Einfluß geltend machen ſollen.
Durch ſolche Ausführungen, wie er ſie heute machte, kompro-
mittiert er nur die Partei. Jch proteſtiere jeden gegen
dieſe Art und Weiſe, verdiente oſſen um ihr Anſehen zuringen und damit die Partei zu gen.

r I

es habe ich einen A zu nden,
n in einem Jnitiativantrag folgende Forde-

rungen aufzr
1. Eine wirkliche KrankenVerſicherung.
2. Abſchaffung der Geſindeordnungen.
3. Freies Koalitions und Verſammlungsrecht.
4. Vunß eines 10ſtündigen Arbeitstages für alle land

wirtſchaftlichen Arbeiter.
5. Verbot der Kinderarbeit und der Frauenarbeit 6 Wochen

or und nach der Entbindung.
6. An Sonnabenden oder an Tagen vor einem Feſt um 5 Uhr

Feierabend für die auswärts Arbeitenden.
Die ländlichen Arbeiter in Mecklenburg entbehren thatſächlich

der Wohlthat einer ne eng Die Regelung der
nkenverſicherung iſt bekanntlich den ne eaierunſen über-

laſſen und dieſe Regelung iſt bei uns in der Weiſe er vo daß
es bei dem bisherigen Zuſtand bleibt, nach dem auf den Ritter

ütern im Krankheitsfalle der Gutsherr den Arbeitern Arzt und
otheke liefert. Die Folge davon iſt, daß erſt dann der Arzt

geholt wird, wenn der Gutsherr die Krankheit für vorliegend
erachtet. Es iſt vorgekommen, daß Arbeiter, die die Arbeit
wegen Erkrankung niederlegten, ſpäter gerichtlich beſtraft wur-
den, weil ſie den Beweis der Erkrankung nicht erbringen konn
ten, und der Gutsherr einfach den Arzt nicht holen ließ. Das
Verbot der Kinderarbeit iſt deshalb durchaus notwendig, weil
die Kinder in der Erntezeit bei 13ſtündiger Arbeitszeit durch
ſchnittlich 32 bis 40 Pf. pro Tag verdienen, alſo ſtündlich kaum
drei Pfennig.

Die Debatte wird geſchloſſen.
„Fendrich (perſönlich): Bebel hat ſich durch ſein Temperament

hinreißen laſſen. Jch habe nie geſagt, die Budgetverweigerer
trieben Blanquismus. Jch habe auch nicht geſagt im badiſchen
Landtage, daß man die Jdeale zurückſtellen müſſe. Bebel hat
dieſe Aeußerung auf Grund eines unrichtigen Berichts gethan
d habe mit Vorbedacht davon geſprochen, duß die Budget
ewilligung einſtimmig beſchloſſen worden iſt, ich habe nicht ge

ſagt, daß alle Fraktionsgenoſſen für das Budget geſtimmt
haben. Aber in der Fraktionsſitzung, wo der Beſchluß gefaßtworden war, war Adolf Geck anweſend und hat nicht wider-
ſprochen. (Hört! Hört!)

Adolf Geck-Offenburg (perſönlich) beſtreitet, daß er in der
betreffenden Fraktionsſitzung anweſend war. Er ſei damals
zehn Wochen im Schwarzwald geweſen. Dem Genoſſen David
erwidere er, er habe das Landtagsmandat abgelehnt, aber er
hätte es angenommen, wenn ſeine Wähler damit einverſtanden
eweſen wären, daß er das Budget verweigern dürfe, nicht in

Wadenſtrümpfen zu Hofe gehen und auch kein Präſidialamt

übernehmen brauche. tBebel-Berlin: Fendrich beſtreitet, daß er die Nichtbe-
willigung des Budgets für ein blanquiſtiſches Vergehen erklärt
hat. Bebel verlieſt eine Stelle, in der dieſer Vorwurf erhoben
wird. Ehrhardt gegenüber bemerke ich, daß niemand ſich ſo
viel an Geck perſönlich und ſchriftlich gewandt hat, wie ich.

Fendrich (perſönlich): Es ſteht hier die e Drees-
bachs der Behauptung Adolf Gecks gegenüber. Jch werde dafür
ſorgen, daß die Sache völlig klar geſtellt wird, ob Geck in der

Sitzung war. SWurm hält das Schlußwort. Die Thätigkeit der Fraktion
iſt nicht apgegriffen worden. Die Wünſche Siebeneichers, des
erſten Landarbeiters auf dem Parteitag, werden berückſichtigt
werden. Es iſt ein Jrrtum, daß wir in Berlin das Budget
bewilligen. Es iſt auch ein großer Unterſchied dabei. Eine
Stadt iſt eine reine Verwaltungsorganiſation, ein Staat iſt eine
autonome Organiſation, eine Herrſchaftsorganiſation, Ehrhardt
iſt ſchon durch einen Zwiſchenruf belehrt worden, daß wir nicht
für die Ausſchmückung der Stadt beim Einzug des Kaiſers von
Oeſtreich geſtimmt haben. Singer hat bei der Gelegenheit eine
ſehr ſchöne Oppoſitionsrede gehalten. Die Reſolution Bebel
iſt die einzig richtige. Die Singerſche Faſſung iſt nur an
ſcheinend radikaler als die Bebelſche. Denn ſie läßt den letzen
Satz fort und da heißt es denn, „das Budget iſt normalerweiſe
zu verweigern“. Wenn es aber nicht normal iſt, dann ſtimmt
man eben dafür. bitte Sie alſo der Reſolution Bebel zu
zuſtimmen. (Beifall.)

Das Wort zu einer Erklärung erhält
Müller -Hamburg: Jm Auftrage der Organiſation der See-

leute habe ich gegen die vollſtändig unbegründeten Angriffe der
Reeder und der in Betracht kommenden proſtituierten Preſſe
gegen unſere Reichstagsfraktion Proteſt zu erheben. Die Rheder
verbreiten, daß die Fraktion zu weit gehende Anträge zur See
mannsordnung einbringe, und nach deren ſelbſtverſtändlichen
Ablehnung mit dieſer Ablehnung hauſieren gehe. Das iſt eine
ganz unbegründete Unterſtellung. Jch erſuche auch die Ver-
treter der bürgerlichen Preſſe, von dieſem Proteſt der Seeleute
Kenntnis zu nehmen.

Jn der Abſtimmung wird hierauf unter Ablehnung der An
träge Singer und Baudert die Reſolution Bebel angenommen.

Die Verhandlungen werden auf Sonnabend 9 Uhr vertagt.

Lübeck, den 28. September.
Sechſter Verhandlungstag.

(Vormittags-Sitzung.)
Schwartz eröffnet die Sitzung.
Bebel hält das Referat über den Punkt: Zolltarif und

Handelsverträge.
Bebel: Mit Rückſicht auf die vorgeſchrittene Zeit will ich

mich kurz faſſen. Die Regierung hat uns ja, wie bekannt,
einen neuen Zolltarif vorgelegt. Man hat ſich nicht damit be-gnügt, den alten Generaltarif zur Grundlage des Abſchluſſes

neuer Handelsverträge die alten laufen im Jahre 1903 ab
zu benutzen, ſondern durch die intenſive Agitation des Bundes

der Landwirte ſeit 1894 fühlte ſich die Regierung gezwungen,
einen neuen Zolltarif im Sinne dieſer Jntereſſenten auszu-
arbeiten. Früher erklärte Bismarck noch, Agrarier, die einen
Getreidezoll von 3 Mk. forderten, wären verrückt. Seitdem aber
iſt dieſer Zoll zunächſt im Jahre 1885 trotzdem auf 3 Mark, im
Jahre 1857 ſogar auf 5 Mark geſtiegen. Erſt durch die Handels
vertragspolitik 1892 gelang es, den Getreidezoll wieder auf
3.50 Mark zu ermäßigen. Heute aber erklärt ſelbſt der
Zentrumsabgeordnete Peter Reichensperger, eigentlich gar kein
Freund einer Schutzzollpolitik, ein Getreidezoll von 6 Mark
würde keinen erheblichen Widerſtand im Reichstage finden. Das
Zentrum wird eben durch die Maſſen des Bauerntums, ſoweit
es noch ſelbſtändig iſt, zu einer gewiſſen Rückſichtnahme ge
wungen. Und andererſeits erklären ſich auch die Groß

induſtriellen heute für Erhöhung der Schutzzölle, obgleich man
eigentlich annehmen müßte. daß die große Ausdehnung unſeres
Handels gerade eine Ermäßigung der Zölle bedingte. Aber
unſere Groß induſtriellen wollen erhöhte Zölle, um den deutſchen
Markt möglichſt gegen konkurrierende Jnduſtrieprojekte abzu
ſchließen, Und dann mit Hilfe ihrer Syndikate und Truſts eine
Preisbildung auf dem deutſchen Markte zu erzeugen, die ihnen
rieſige Profite abwirft und um dann andererſeits durch Unter
bietung der Weltmarktkonkurrenz die deutſchen Produkte zu
Schleuderpreiſen in das Ausland werfen zu können

Weiter haben es die Agrarier, die ſich nicht wieder wie 1892
von den Großinduſtriellen übers Ohr hauen laſſen wollen,
durchgeſetzt, daß das Reichsamt des Jnnern für die Getreide
zölle einen Minimal- und Maximaltarif vorgelegt hat. Der
Moaximalzoll für Weizen und Roggen ſoll danach 6 M. und
6.50 M. der Minimaltärif 6 M. und 5.50 M. betragen Auch bei
Handelsverträgen darf die Regierung nicht unter den Minimal-
tarif gehen. Unter ſolchen Umſtänden liegt die Gefahr nahe,
daß Rußland überhaupt keinen Handelsvertrag abſchließt. Aber
ſelbſt beim Zuſtandekommen würde neben der Erhöhung der
Preiſe der Brotfrucht eine Erhöhung der re nach
Rußland für Jnduſtrieprodukte erfolgen. Alſo eine doppelte
Schädigung. Ganz ähnlich wie mit Rußland liegen die Ver-
hältniſſe mit anderen Staaten, wie Oeſterreich, Italien e
Nicht bloß die Getreidezölle ſind ſo exorbitant erhöht, auch die
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ehevon 70 Pf. ro Gans bedeute
r das Pfund einer Mitte gar 10 bis 12 Pf. Erhöhung. Au
r einen Seite erhebliche Verteuerung der Lebensmittel, au

der anderen Seite eine erheblichene chädigung der Arbeiterklaſſe, infolge der zukünftig geringen Aus ihr u eine
ehhlehteging der h en Verhältniſſe zwiſchen Heu
land und den übrigen ten und eine Jſolierung Deutſchlands, das ſind die Folgen der neuen litt Her Drei
bund iſt damit in Frage geſtellt. e Agrarier ſagen dabeti,der ar entt Tarif genüge ihnen no nicht Sie ſelten ge
radezu ſchamloſe Forderungen guf, um ſich abhandeln zu laſſen.
Die Lage der Landwirtſchaft m ſich ſeit Abſchluß der letzten

iſt
Handelsverträge verſchlechtert haben. in Beweis dafür liegt
nicht vor. Jm Gegenteil, es eine Verbeſſerung erfolgt.Die Zahl der Subhaſtationen r nrüdaegan en, die oder
preiſe ſind geſtiegen. Sind do er Landwirtſchaft in den
letzten Jahren eine große Reihe von materiellen Vorteilen ge
währt worden. Ich erinnere an die Krrißlgung der Fracht
tarife für die landwirtſchaftliche r nsbeſondere für
Dünger, an die Zulagen für Schulneubauten auf dem Lande,
enſionszuſch für ländliche Lehrer, an die Gründung derde chaftskaſſe mit einem Staatskredit von 50 Mill.

Mark. Jn chſen, wo man den Arbeiterkonſumvereinen mit
Umſatzſteuern auf den Leib rückt, bekommen die landwirtſchaft-
lichen Genoſſenſchaften einen Kredit von 5 Millionen Mark
durch die Regierung. Das ſind alles Maßnahmen der ein
ſchneidendſten Art zu gunſten der Landwirtſchaft. Wir ſollen
immer die Lage der Arbeiter zu ſchwarz malen. Jch behaupte
demgegenüber, daß es keine demagogiſchere Agitation giebt, alsdie Klagen der Agrarier über die ſchlechte Lage der Hndivirt
ſchaft. Wohin ſolche Agitation führt, ſehen Sie an dem Milch
ring, Jch habe nichts gegen die en V ahe wikdnns. aber
die kleinen Vorteile die durch die Konſumvereine für gewiſſe
Schichten der Arbeiter erreicht werden können, werden voll
kommen zu nichte gemacht durch die Laſten, welche die Ring
bildung der Agrarier den Arbeitern aufhalſen wird. Wenn die
Agrarier mit ihren materiellen Mitteln und mit Unterſtützung
der Regierung ſich wie bisher weiter auf dies Gebiet des Ge
noſſenſchaftsweſens legen, werden wir etwas erleben, das uns
die Augen übergehen macht. Jch behaupte, daß die Lebens-mittel, ſoweit ſie landwirtſchaftliche Produkte ſind, durch die
Ringbildung noch künſtlich bis über die Zölle hinaus verteuert
werden. (Hört! hört Und dabei hat der Milchring die Un
verſchämtheit gehabt, einen jener Aufrufe zu ſchließen mit den
Worten: Gott wird uns weiter helfen! (Hört! hört Das iſt
eine Blasphemie, wie ich ſie mir nicht ſchlimmer denken kann.
(Sehr richtig h Wenn jene Leute, deren Lebenshaltung weit
über der der Arbeiter ſteht, ſich zur Verteuerung der Lebens-
haltung der Allerärmſten auf die Hilfe Gottes berufen, ſo iſt
eine größere Niederträchtigkeit und Schamloſigkeit gar nicht
denkbar. (Sehr richtig!)

Es beweiſt uns dies auf das deutlichſte, wozu jenen Leuten
die Religion eigentlich dient. (Sehr richtig Auch der Mittel

„wird die agrariſche Agitation zu koſten bekommen. J
er Löwe erſt Blut geleckt, ſo geht der Blutdurſt weiter. Die

Agrarier werden den Milchhandel ſelbſt in die Hand zu be
kommen verſuchen. Es bilden ſich heute ſchon Genoſſenſchafts-
müllereien 2c. Schon der äußere Habitus der Agrarier verrät
die Wohlhabenheit. Vergleichen Sie die Leute in den Arbeiter
verſammlungen mit den Leuten im Zirkus Buſch. Hier dürftige
ſchwächliche Geſtalten dort geſunde, kräftige Leute, von denen
keiner unter zweihundert Pfund wiegt. (Heiterkeit.) Die Schutzzollpolitik in der reinſten Form haben wir in Nordamerika. Es

iſt aber bezeichnend, daß Mae Kinley ein paar Stunden vor
ſeinem Tode eine Rede gehalten hat, in der er ſagte, Amerika
brauche den Schutzzoll nicht mehr. Dieſer Ausſpruch war ſein
Teſtament. Es iſt auch richtig, auch der ſchutzzöllneriſche Staat
kann ſich auf die Dauer bei dieſem Syſtem nicht halten. Deutſch
land iſt vorwiegend Jnduſtrieſtaat. Der Zolltarif iſt deshalb
unbegreiflich. Der Ausſpruch: „Die Zukunft Deutſchlands liegt
auf dem Waſſer“ ſtammt nicht von einem Sozialdemokraten.
Wenn ich der Mann wäre, der dieſe n hätte, und ich be
ſäßze auch die Macht: ich würde den Verfaſſer dieſes Tarif
entwurfs mit einem Fußtritt zur Thür hinauswerfen. Keine
geſetzgeberiſche Vorlage hat die verſchiedenen Klaſſen der Be
völkerung ſo gegeneinander aufgeregt wie dieſer Zolltarif. Die
olitiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen Deutſchlands müſſen
ich verſchlechtern. Ueber den Entwurf empfindet nur das offizielle
Frankreich Jubel. Die Franzoſen hoffen nun Oberwaſſer zu
bekommen, namentlich in der Schweiz und Jtalien. Zu unſerer
ganzen Flotten- und Kolonialpolitik ſteht die neu inaugurierte
Zollpolitik im ſchneidendſten Gegenſatz

Während wir einen Krieg führen, um uns China zu er-
ſchließen, werden wir ſelbſt zu Chineſen (Sehr guth, umgeben
uns ringsum mit einer chineſiſchen Mauer. Feſte Handels
politik muß auf dem do ut des, ich gebe, damit Du giebſt, be
ruhen, auf eine einſeitige Politik, wie man ſie jetzt bei uns ein-
führen will. wird ſich wohl ſchwerlich ein auswärtiger Staat
einlaſſen. Wir ſehen ja auch ſchon, daß große Schichten derUnternehmer des Mittelſtandes ſich gegen die Zollpolitik er
klären. Das wird das Zentrum ſchon zu fühlen bekommen,
das Wort Bachems, der neue Zolltarif kann zum Sprengpulver
werden, könnte leicht zur Wahrheit werden., Jch reſumiere mich
dahin Den ſchwerſten Nachteil werden die Arbeiter, die noch
dazu beſonders unter der Kriſe zu leiden haben, von dem Zoll
tarif erfahren. Unter dem Eindruck der Kriſe werden die van
immer mehr herabgehen, beſonders nachdem der Eiſenbahn
miniſter den Herren Unternehmern in dieſer Beziehung mit
gutem Beiſpiel vorangegangen iſt. Wir haben daher alle Kräfte
einzuſetzen, um Aufregung und Aufhetzung in die Maſſe der
Arbeiter zu tragen. Die letzte muß aufgeklärt
werden über die Gefahren, die ihr durch die Zollpolitik bevor
ſtehen. Wenn wir alle unſere Schuldigkeit thun, hof ich, daß
es uns gelingt, dieſes ſchamloſe Attentat auf den Volkswohl-
ſtand beiſeite zu werfen! (Minutenlanger ſtürmiſcher Beifall.)

Eine Diskuſſion findet nicht ſtatt, um den Eindruck des Re-
ferats nicht abzuſchwächen. Die ſich ſcharf gegen die Erhöhung
der Zölle richtende Reſolution Bebel, die wir ſchon gegeben
haben, wird einſtimmig angenommen.

Es folgt der nächſte Punkt der Tagesordnung: Maifeier.
Metzner- Berlin empfiehlt die Annahme der vorjährigen

Reſolution, die als die würdigſte Form der Maifeier die Durch
führung der Arbeitsruhe, wo dieſelbe möglich iſt, verlangt. Was
den vorliegenden Antrag aus Berlin anlangt, der eine Ent
ſcheidung des Parteitags darüber herbeiführen will, wie weit
die gewerkſchaftlichen Zentralverbände ſich einem ſolchen Be
ſchluß des arten entziehen dürfen, wie dies im vorigen
Jahre der Metallarbeiterverband, in dieſem Jahre der Buch-
druckerverband gethan hat, ſo will ich dazu nur bemerken, daß
wir hier nur eine mypraliſche Direktive geben, den Gewerk-
ſchaften aber keine Vorſchriften machen können.

Hoffmann-Berlin: Der Antrag iſt im 4. Wahlkreiſe von
Berlin geſtellt worden, aber wohl nur angenommen worden,
weil infolge des Schluſſes der Debatte niemand dagegen ge
ſprochen hat. Wir Berliner Delegierten kommen nun in die
zugenel ine Lage, dieſen Antrag vertreten zu können. (Heiter-
keit.) Jch perſönlich ſtehe auf dem Standpunkt Metzners. Wenn
wir die Gewerkſchaften zwingen wollen, müſſen wir auch die
Koſten für die entſtehenden Folgen tragen. Es wird Jhnen
alſo wohl nichts anderes übrig bleiben, obwohl ich Sie um die
Annahme bitte, den Antrag abzulehnen. (Große Heiterkeit.)
Uns wird nichts übrig bleiben, als die Begräbniskoſten auch
auf uns zu nehmen. Ernente Heiterkeit.)
Nach kurzer Debatte über den Antrag, an der ſich Röske

Hamburg, Berlin und Raith- München beteill en,
wird der Antrag Berlin abgelehnt und die Reſolution
einſtimmig angenommen.

s folgt der Punkt „Wohnungséfrage“,as Aleferat it
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ön 7 d ie nezu t ganz unmöglich. Wir können uns hier nurmit den Wohnun Aſien des Proletariats in den großen

Jnduſtriezentren ſind uns auch die über-eſchäftigen. Natürlichaus traurigen Wohnungsverhältniſſe der ländlichen Arbeiter
nicht unbekannt, die ja direkt eine ſtarke Urſache der Landflucht
bilden. Die Paſtorenenquete über die ſittlichen r auf
dem Lande hat ja auch ein helles Licht auf die miſerablen
Wohnungsverhältniſſe auf dem Lande geworfen und bewieſen,
daß die Arbeiter manchmal ſchlechter untergebracht ſind, als das
Vieh. Aber die Wohnungsnot des Landproletariats hat eine
anz andere Urſache als das Wohnungselend in den Groß-
tädten. Die erhöhte Steigerung der Grundrente in den Groß-
tädten machte eine übertriebene Ausnutzung des Grund un
odens notwendig, es wurden rieſige Mietkaſernen gebaut,

Dabei hat die Vermehrung der Wohnungen abſolut nicht mit
der Bevölkerungszunghme Schritt gehalten. Das mußte zu
einer Wohnungsnot führen und dieſe traf am meiſten die Ar
beiter, denn das Schwäbiſche Geſetz hat durchaus ſeine Giltigkeit behalten, wonach die u ring für die Wohnung um ſo
ar er ſein muß, um ſo geringer das Einkommen einer Fa-
milie iſt.

Einen r Jmpuls hat die Behandlung der Wohnungs-frage erſt erhalten, als die Choleraepidemie in Hamburg die

ungeheuren Schäden der Wohnungsmiſere enthüllte. Der
Tu a a in London hat mit Recht darauf hinge-
wieſen, daß bei der Bekämpfung dieſer Proletarierkrankheit
die Schau eſunder Wohnungen beſonders wichtig iſt. Was
nun die Mittel zur Abhilfe betrifft, ſo muß ich von vornherein
die alte Behauptung zurückweiſen, als ob die Wohn nga frage
eine Lohnfrage ſei, Nein, ſie iſt vielmehr eine Machtfrage.
Wenn wir die Macht haben, ſind auch Mittel genug vorhanden,
um die Wohnungsnot zu beſeitigen. An den techniſchen Mitteln
kann die Wohnungsreform nicht ſcheitern. Man behauptet, wir
trieben mit unſerer Wohnungspolitik Liebesgabenpolitik für die
Arbeiter. Das iſt ganz unrichtig. Für wen legt denn die
Stadt die ſchönen Straßen und Plätze an Doch nicht für
das Proletariat, ſondern für die Reichen. Die Städte werden
jetzt total unſozial geleitet. Wir verlangen eine vollſtändige
Kommunaliſierung des Grund und Bodens, auf dem Häuſer
gebaut werden ſollen. Die Gemeinde muß eine Wohnungs-
organiſation ſchaffen. Schwierig mag das ſein. Schwierigwar auch die Organiſation des ehenden Heeres, der Poſt und

des Eiſenbahnweſens. Aber die Schwierigkeit ſchließt doch die
Durchführung nicht aus. Die Gemeinde ſorgt für die Wohnung
des kranken Proletariers in den Krankenhäuſern, für die Be
ſtattung auf den Friedhöfen. Warum ſoll ſie nicht auch für
die Wohnungen ſorgen, die dem Arbeiter den Tod weniger be
gehrenswert und das Leben lebenswerter machen. Natürlich
müßten die Gemeinden dazu richtige Bodenpolitik treiben,
Grund und Boden zu erwerben, aber nicht zu verkaufen. Heute
verkaufen die Gemeinden Grund und Boden nach den Grund-
ſätzen der ärgſten Grundſtücksſpekulanten. Unſer Genoſſe Hug
hat vorgeſchlagen, daß die Gemeinde die Häuſer an Mieterge-
noſſenſchaften abgiebt. Der Vorſchlag hat viel für ſich, denn
die agniac Organe der Stadt ſind für die Verwaltung von

äuſern, in denen Proletarier wohnen war ſehr geeignet.
Genoſſe Hoffmann hat ja erſt neulich ſeine Erfahrungen auf
dieſem Gebiete gemacht. (Heiterkeit.)

Die Eigenbauthätigkeit der Gemeinden kann aber niemals
ausreichen, ſie wird immer auf die private Bauthätigkeit an
gewieſen ſein. Jedenfalls aber muß über dieſe eine genügende
Kontrolle ausgeübt werden, und dies geſchieht am beſten durch

die Einrichtung eines r Die Wohnungs-inſpektion muß natürlich von der Polizei losgelöſt werden. Jhre
Aufgaben beſtehen einmal in dem Kampfe gen die geſundheits
widrigen Wohnungen ſelbſt, vor allem die Kellerwohnungen,
und zweitens in der geſundheitsſchädlichen Ausnützung der
Räume durch Aufnahme von Aftermietern oder Schlafburſchen.
Die zweite h iſt die bei weitem größere vor allem auch in
ſittlicher Beziehung. Natürlich wäre eine Verhinderung der zu
großen Ausnützung der Wohnungen vollkommen zwecklos, wenn
nicht damit die Fürſorge für eine genügende Anzahl guter
Wohnungen Hand in Hand geht. Jn Hamburg, wo das nicht
geſchah, hat ſich die Zahl der Kellerwohnungen in einem Jahre
um 91 pCt. vermehrt. Das ganze Hausbauweſen muß in an-
dere Bahnen geleitet werden. Die ſo überaus wichtigen Bau
ordnungen mir derart ausgeſtaltet werden, dakeſe nicht dende der Bauſpekulanten entgegenkommen. Wir verlangen
abgeſtufte Bauordnungen, je nach den Zwecken, zu denen das
Haus gebraucht wird. Das Beſtreben der Gemeinden muß
dahin gehen, die Grundrente zu ſenken, den Wertzuwachs der
Grundſtücke zu gunſten der Allgemeinheit abzufangen. Die
geſamten Steuern von Grund und Boden müſſen nicht dem
Staat ſondern der Gemeinde zufallen, ſonſt werden die Ge-
meinden veranlaßt, möglichſt wenig Grund und Boden zu er-
werben, während das Gegenteil wünſchenswert iſt. Die Frage
der geeignetſten Steuertechnik iſt eine ſehr ſchwierige, alle Ver
ſuche, die man bis jetzt mit ſolchen Steuern, wie Bauplag-
ſteuern, Umſatzſteuern uſw. gemacht hat, haben ſich wenig be
währt. Alle ſolche Steuern können leicht überwälzt werden
auf die Mieter und dem kann die Gemeinde nur durch den
Eigenbau entgegentreten.

Sehr wichtig iſt dazu die Erweiterung des Enteignungs-
rechtes der Gemeinden und Umgeſtaltung des Enteignunas-
verfahrens zu ihren Gunſten. Heute bedeutet das Enteignungs-
recht der Gemeinden eine Privilegierung der Grund und
Hausbeſitzer. Das geht ſchon daraus hervor, daß Grundſtücke,
deren Expropriation bevorſteht, heute ein außerordentlich be
liebtes Spekulationsobjekt ſind. Hand in Hand mit der Boden-
politik und organiſch mit ihr verbunden mu die Eiſenbahn
tarifpolitik der Einzelſtaaten gehen. Unſere Forderungen an
das Reich ſelbſt in Bezug auf die Wohnungsreform ſind ja
bekannt. Die Wohnungsreform iſt ein weſentlicher Beſtandteil
der ſozialen Geſetzgebung, die ohne Wohnungsreform in ihren
Wirkungen faſt ganz illuſoriſch gemacht wird. Neben dieſen
Forderungen an Gemeinde, Einzelſtaaten und Reich, die zwar
noch zum großen Teil Zukunſtsmuſik ſind, aber doch alle im
Rahmen der heutigen Geſellſchaft durchführbar ſind, muß dannweiter die Selbſthife der Baugenoſſenſchaften gehen. Natür-
lich verwerfen wir prinzipiell alle Baugenoſſenſchaften, die
darauf abzielen, ihre Mitglieder zu kleinen Hausbeſitzern zu
machen, verlangen vielmehr, daß das gemeinſame Eigentum
der Genoſſen an den Häuſern ſtets en wird. Auch habe
ich ausdrücklich betont, daß wir nicht daran denken die Thätig-
keit der ren zu überſchätzen. Natürlich können
die Genoſſenſchaften ohne Kredit nichts anfangen, aber ich
erinnere daran, daß in den ſtaatlichen Verſicherungsfonds
fünf bis ſechshundert Millionen lagern, die ganz gut zur
Unterſtützung ſolcher Baugenoſſenſchaften benutzt werden
könnten. Entſchieden verwerfen wir aber alle Wohlthätigkeits
einrichtungen in dieſer Beziehung und ebenſo entſchieden den
Bau von Arbeiterwohnungen durch die Unternehmer. ſtendie Unternehmer können ſich die Arbeiter durch Gewerkſchaften
ſchüten, gegen die Hausbeſitzer aber durch nichts und wo ſich
gar Unternehmer und Hausbeſitzer in einer Perſon vereinigen,
da iſt der Arbeiter verraten und verkauft. (Sehr richtig

Vor allem aber muß betont werden, daß niemals durch
irgend eine Maßnahme der die Freizügigkeit
beſchränkt werden darf. (Sehr richtig h Jch komme zum
Schluß. Jch habe ſchon im Anfang meines Referats betont,
daß die Wohnungsfrage für mich eine Machtfrage iſt. Der
Kampf gegen die Wohnungsnot iſt in letzter Linie einKampf der Arbeiterklaſſe um die politiſche acht in Staat
Und Gemeinde. So mündet auch dieſer Kampf ein in den

Emanzipationskampf des Proletariats. Lebhafter
groBeggl Referenten ſtellt folgende FordeDie Vefolution des
rungen au

u. Bog dH Erwerbung Chatng

b)

n von Grund

bauung von Wohnhäuſern, insbeſondere für die Ar
beiterklaſſe; Abgabe von Wohnungen zum Selbſtkoſten
preiſe, Sicherſtellung der Mieter gegen jedes Abhängig-
keitsverhältnis von der Gemeinde;
J von kommunalen Wohnungsämtern für regel-
mäßige Wohnungsinſpektion, Wohnungsſtatiſtik und Ver
mittlung der Wohnungsvermietung;
Verbeſſerung der Bauordnungen;
er des kommunalen Steuerweſens;
e nahme und Ausbau der Verkehrsmittel in eigener

egie.
2. Von den Einzelſtgaten:

Erſatz der beſtehenden Kommungal-Wahlſyſteme durch das
allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht, aus-
e nt auf alle mündigen Perſonen ohne Unterſchied

es Geſchlechts
b) Völlige Selbſtverwaltung der Gemeinden
c) Erweiterung des Enteignungsrechts der Gemeinden und

Umgeſtaltung des Enteignungs Verfahrens zu ihren
Gunſten (vergl. 34a.)

Reform der un r t3. Vom Reiche:
Erlaß eines Reichswohnungs Geſetzes (enthaltend u. a.
Normativbeſtimmungen für Bauordnungen, Wohnungs-
inſpektion, Kreditweſen, Enteignungsrecht):
Errichtung eines Reichswohnungsamts (Ueberwachung
und Erforſchung des geſamten Wohnungsweſens, Zen-
hprde für Wohnungsinſpektion und Wohnungs-

atiſtik);Reform des Mietsrechts, des Mietsprozeſſes, der Zwangs-
,vollſtreckung.

Müller Hamburg zieht den Antrag des 2. Hamburger
Wahlkreiſes, dem Programm im zweiten Teil den Satz ein-
zufügen. „Regelung der Wohnungséfrage durch das Reich in
a eines Reichs Wohnungsgeſetzes' infolge des Referats
zurück.

d)

a)

0)

„Eberle-Barmen bittet, der Fraktion einen Antrag Berückſichtigung zu überweiſen, der Einbringung eines ſpeziali-

ſierten Reichs- u verlangt.Stolten- Hamburg beantragt, in der Reſolution Süde-
ung bei dem Abſatz Verbeſſerung der Bauordnungen“ hinzu
zufügen:„und rechtzeitige Ausdehnung derſelben auf die noch un

bebauten Grundſtücke“.
Zubeil- Berlin (zur Geſchäftsordnung): Jch bitte Sie, von

einer Diskuſſion Abſtand zu nehmen. Wir würden wieder
einige Redner hören und die übrigen würden ſtranguliert wer-
den. Dadurch hätten wir bei dieſer hochwichtigen Frage nichts
erreicht. Daher bitte ich Sie, weil doch faſt jeder mit
dem Koffer in der Hand daſteht, von einer Diskuſſion Abſtand
zu nehmen. (Bravo!)

Der Parteitag beſchließt demgemäß.,
Dr. Südekum- Dresden erklärt ſich in ſeinem Schlußwort

mit den geſtellten Anträgen einverſtanden. Er bittet die
Parteigenoſſen, die hochwichtige Frage nicht mehr aus der
Diskuſſion in der Partei verſchwinden zu laſſen. Er habe hier
Anregungen gegeben und hoffe, daß dieſelben auf fruchtbaren
3 gefallen und in der Agitation ausgenützt werden
würden.

Hierauf tritt die Mittagspauſe ein.
Berichtigung. Jn der kurzen Wiedergabe der Rede des

Genoſſen Quarck- Frankfurt g. Main aus der Vormittags-
ſitzung vom 26. September zur Akkordmaurerfrage iſt eine
wichtige Mitteilung Quarcks durch einen Druckfehler entſtellt.
Es muß nämlich heißen: „Sogar die lokalorganiſierte Richtungder Maurer Deuſſchlands hat ihre (der Hamburger Akkord-
maurer) Aufnahme verweigert (ſtatt korrigiert, wie der Druck-
fehlerteufel den Genoſſen Quarck ſagen läßt), weil auch die
Lokalorganiſierten gegen die Akkordarbeit ſeien.

Lübeck, den 28. September 1901.

Sechſter Verhandlungstag.
Nachmittagsſitzung.

Singer eröffnet die Sitzung.
Der Antrag der Neuner-Kommiſſion, die Beſchwerde des Gaſt

wirts Karl Lange, früher Vertrauensmann des 5. Wahlkreiſes
in Berlin, gegen ſeinen Ausſchluß aus der Partei, wegen Ver-
kehrs mit einem Polizeiſpitzel, zurückzuweiſen, und den Aus-
ſchluß zu beſtätigen, wird angenommen.

Es folgt die Beratung der noch vorliegenden Anträge
Singer ſchlägt vor, alle Anträge, die ſich auf die Abände-

rung des 8 2 des Organiſationsſtatuts beziehen, mit Rückſicht
auf die Geſchäftslage von der Tagesordnung abzuſetzen.

Der Parteitag beſchließt, die Anträge dem neuen Parteivor-
ſtand als Material zu überweiſen.

Einen Antrag Kalk- Berlin IV: „bei der Aufſtellung vonKandidaten zur Reichstagswahl ſo viel wie möglich Männer

aus Arbeiterkreiſen zu nehmen“ beantragt
Hoffmann-Berlin den Wahlkreiſen zur Berückſichtigung zu

überweiſen.
Der Parteitag beſchließt demgemäß.
SiebeneicherWeſtenbrügge begründet einen Antrag, der

Herausgabe eines Flugblattes für den nächſten Winter verlangt,
um die Landbevölkerung über die Schmach der Geſindeord-
nungen und die Mittel zu ihrer Beſeitigung rv dem Flugblatt ſolle das Erfurter Programm aufgedruckt
werden.

Stadthagen- Berlin bittet, den Antrag in der Form abzu
lehnen. Die Landbevölkerung müſſe allerdings über die Ge-
ſindeordnung aufgeklärt werden, aber das ſei Sache der einzel-
nen Landes-Organiſationen. Das Beſte wäre, den Antrag dem
Parxteivorſtand zu überweiſen.

Der Parteitag beſchließt dem Antrag Stadthagen gemäß.
Windh h nehgrt empfiebrt einen Antrag der Partei-

enoſſen aus Düſſe u Annahme, wonach aus den Reihen
der Parteikontrolleure fachmänniſch gebildete Preßreviſoren durch
die Parteileitung anzuſtellen ſind, denen die alleinige Aufgabe
u teil wird, von Halbjahr zu Halbjahr die geſamte deutſcheMarne in Bezug auf deren geſchäftliche Angelegenheiten
ezugsweiſe Leitung zu revidieren.
Kleſel-Berlin: Der Antrag würde den Parteivorſtand über

mäßig belaſten, wäre undurchführbar und würde den Angeſtellten
der Varteipreſſe ein Mißtrauensvotum ausſtellen. Jch bitte
Sie daher, ihn abzulehnen.

Thiele-Halle: Der Antrag iſt e in der vorliegen-
den Form undurchführbar, ſein Zweck iſt aber ein durchaus nütz
licher und ich bitte Sie daher, den Antrag dem Parteivorſtand
als Material zu überweiſen.

Nachdem ſich Frohme Hamburg und hdagegen erklärt haben, wird der Antrag Windhoff (ſowie auch
Antrag Thiele) abgelehnt.

Ein Antrag aus Halberſtadt verlangt die Verurteilung des
Todesurteils im Gumbinner Prozeß gegen den Unteroffizier
Marten, und verlangt von der Fraktion, daß, ſie im Reichstag
mit Bezugnahme auf dieſes Urteil für Abſchaffung der Todes
feſt und für Beſeitigung der Militärjuſtiz mit Ausnahme
ür Disziplinarfälle eintritt.
Singer-Berlin: Bevor ich für dieſen Antrag die Unter

ſtützungsfrage ſtelle, glaube ich im Namen des ganzen Partei-
tages erklären zu können, daß, wie auch die geſchäftliche Behand-
lung des Antrages ausfallen möge, der Parteitag einig iſt in
der Entrüſtung darüber, daß durch die Militärjuſtiz ein der
artiges Urteil gefällt werden konnte. Durch ganz Deutſchland,
durch die Preſſe aller Parteien ging die Entrüſtung über dieſesTodesurteil und bewies, daß das Hechtegefüht des geſamten

Volkes auf das tödlichſte verletzt war. Soweit der Antrag zum
Proteſt gegen Heimlichkeit des Militärjuſtizverfahrens dienen

p. ug, das konſtatiere ich, alle einig mit dem
Der Antrag wird hierauf zurüſgero en.

Es liegen mehrere Anträge vor, die Alkoholfrage auf die
Tagesordnung des nächſten Parteitages zu ſetzen. Die Dis
kuſſion der verſchiedenen Anträge wird verbunden.

Markwaldt-Halberſtadt befürwortet die Annahme der An
wigg. Die Alkoholfrage ſei eine tief in das Leben einſchneidende,
ob ſie eine direkt politiſche iſt, ſei gleichgiltig. Die Sozialdemo-
kratie habe die Pflicht, das arbeitende Volk zu erziehen. Man
müſſe den Mut haben, den Arbeitern die Wahrheit zu ſagen,
um ſie vom übermäßigen Trinken abzuhalten. Es e ein
Trinkzwang unter den Arbeitern, wer in den Fabriken nicht
mittrinke, werde verhöhnt. (Schlußrufe.) Vorteil von dem über-
mäßigen Branntweingenuß habe der Fuſeljunker. Der Vor-
kämpfer der öſtreichiſchen Sozialdemokratie, Dr. Adler, nehme
auch gegen den Alkoholismus n Die Arbeiter und die
Gewer e leiden unter dem Alkoholismus. Es
gäbe Arbeiter, die den Weltfeiertag beſudeln, indem ſie ſich am
I. Mai betrinken und Skandal machen. (Ruf: Wenn man Sie
hört, muß man ja glauben, die Partei beſteht aus lauter Säufern!
Schlußrüfe.) Es gehöre Mut dazu, wie es ſcheine, einen ſolchen
Antrag hier zu vertreten. Aber der Antrag werde ſo lange
wieder kommen, bis er angenommen werde.

Es, wird beſchloſſen die r nicht zu debattieren. Die
Anträge werden gegen eine erhebliche Minderheit abgelehnt.

Albrecht Halle befürwortet den Antrag der Halleſchen
Parteigenoſſen, auf dem nächſten Parteitag das Thema: „Die
Aufgaben der Sozialdemokratie auf dem Gebiete des Kommunal
weſens“ auf die Tagesordnung zu ſetzen. Es müſſe den Ge
noſſen eine Richtſchnur gegeben werden, es kämen jetzt auf
dem Gebiete des Kommunalweſens noch viele Stegmüllereien vor.

Der Antrag wird angenommen.
Molkenbuhr- Hamburg beantragt eventuell im nächſten

Jahre das Thema: „Die Partei und die Arbeiterverſicherung“
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Was das Programm über
unſere Stellung zu dieſer Frage ſagt, reicht bei weitem nicht
aus. Ich bezwecke mit meinem Antrag vor allem, daß die Frage
im nächſten Jahre in der Parteipreſſe ausgiebig erörtert wird.
Es handelt ſich z. B. um die Frage der Ausdehnung der Ver
ſicherung auf, Witwen- und Waiſen und um die Frage der
Durchführbarkeit der ArbeitsloſenUnterſtützung.

Der Antrag Molkenbuhr wird angenommen.
Die Wahl des Parteivorſtandes hat folgendes Ergebnis:

Bebel erhält 211, Singer 209, Auer 202, Pfannkuch 210, Geriſch
210 Stimmen.

Bebel und Singer werden zu Vorſitzenden, Auer und
Pfannkuch zu Schriftführern, Geriſch zum Kaſſierer ge
wählt.

Zu Kontrolleuren werden gewählt: Mehtzner-Berlin;
Meiſter- Hannover Frau Zetkin-Stuttgart;, Kaden-
Dresden Ehrhardt-Ludwigshafen; Dr. David-Mainz;
Bock-Gotha; Brühne- Frankfurt a. M.

Die Kontrollkommiſſion wählt Eberhardt-Charlottenburg
und Wengels-Berlin zu Beiſitzern im Parteivorſtand.

Um die Ehre, den Parteitag im nächſten Jahre bei ſich zu
beherbergen, ſtreiten ſich Dresden, Magdeburg, München.
Raith München bittet dringend, München zu wählen Der
Zulaſſung der Frauen ſtehen dort ſeit 1/2 Jahren keine Hinder-
niſſe mehr im Wege, trotzdem wir keine guten Beziehungen rbayeriſchen Regierung vlegen (Heiterkeit), und nachdem Eie ie

Alkoholfrage von der Tagesordnung des nächſten Parteitages
e gaben fällt auch dieſes Bedenken fort. (Stürmiſche
deiterkeit).

Die Mehrheit der Delegierten entſcheidet ſich in der Abſtimmung für München. Geiſa

Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Singer: Die Arbeiten des Parteitages ſind damit be-

endigt. Wir glauben im Sinne des geſamten Parteitags zu
handeln, wenn ich unſern Lübecker Parteigenoſſen l Dank
ausſpreche für die treue raſtloſe Arbeit zur Vorbereitung des
Parteitages und für die ſchönen Veranſtaltungen die
zur Abwechſelung in der harten Arbeit geboten haben. (Bravo

Die vergangene Woche war reich an lebendigen, ja leiden-
ſchaftlichen Ausführungen. Jeder einzelne hat ſich aber doch
bei ſeinen Worten leiten laſſen von der Treue zu den Partei-
grundſätzen, die es ihm zur Pflicht machen, wenn auch in
vielleicht ſcharfen Worten ſo doch zum Wohle der Partei ſeine
Anſichten auszuſprechen. (Bravo!) Das Jndianergeheul und der
Jubel, in welchen die bürgerliche Prepe chon i ausgebrochen
iſt, läßt uns ebenſo kalt wie das Lob unſerer Gegner.

Wir haben Fragen verhandelt. Jch ſpreche es mit
Befriedigung aus, daß die hochgeſpannten Erwartungen der
bürgerlichen Sozialreformer von Naumann bis Berlepſch kläg-
lich enttäuſcht worden ſind. Jch möchte nur wünſchen, daß den
er vie nun endlich die Augen darüber aufgehen möchten, daß
ich die Arbeiterklaſſe nicht durch ihr Zuckerbrot umſchmeicheln

läßt, wie ſie h durch die Peitſche des Sozialiſtengeſetzes nicht
hat ſchrecken laſſen.

Die Debatte über das Verhältnis der Gewerkſchaften hat ge
zeigt, daß die Partei mit den Gewerkſchaften gehen muß, daß
eide nicht gegeneinander Stellung nehmen können. Sie hat

andererſeits bewieſen, daß die politiſche Partei ein weſentliches
Moment für die Befreiung der Wererlaßſe vom Kapitalismus
iſt. Was die Gewerkſchaften in Zeiten günſtiger Konjunktur er-
reichen, das ſucht die Partei geſetzlich t tzulegen, damit es der
Uebermut der Unternehmer dem Arbeiter nicht mehr entreißen
kann. (Beifall.) Der Beſchluß, den wir in Bezug auf das
Verhalten der Landtagsabgeordneten gefaßt haben er wird
hoffentlich unſern Vertretern in den Einzellandtagen eine Richt-
ſchnur ſein. Wir haben hier weiter gegen den Wuchertarif
wuchtig Proteſt eingelegt. So können wir mit dem Ergebnis
der Verhandlungen zufrieden ſein. Alle, die wir icrt nach Hauſe
gehen, werden jeder auf ſeinem Platz unſere Pflicht thun. Die
von uns Mitglieder des Reichstags ſind, werden alles aufbieten,
um jenes Geſetz, das einen Raubzug auf die Taſche des arbeiten-
den Volkes darſtellt, zu ſchanden zu machen. Jch ſchließe mit
dem Rufe, die deutſche, die internationale Sozialdemokratie
Hoch!

Die Delegierten ſtimmen dreimal begeiſtert in den Ruf einund ſingen ſtehend die Fafferhaiſe.
Der Parteitag iſt geſchloſſen.

e uns

Richtigſtellung.
Genoſſe Parvus ſchreibt in ſeiner Weltpolitik-Korreſpondenz:
Die Berichte über den Parteitag wiedergeben mein Telegramm

in Sachen David ſo, als wenn ich bloß die Davidſche Aus
legung einer Aeußerung von mir dementiert hätte, be
ſtritt aber die Aeußerung ſelbſt. Jch weiß nicht, ob meine for-
melle Erklärung, die ich brieflich an den Parteitag ſchickte, vor
be wurde. Jch bringe ſie deshalb an dieſer Stelle unditte d Parteipreſſe im Intereſſe der Wahrheit, ſie ihren Leſern

mitzuteilen.
rklärungl Jch habe niemals einer Gewerkſchaft den Rat ge

geben, ihr Geld für die Revolution, aus welchen Gründen
auch, flüſſig zu halten, niemals ähnliches angedeutet oder auch
nur in Gedanken gehabt. Nach meiner Meinung kann einen
ſolchen Rat an eine Arbeiterorganiſation, welcher Art auch, nur
ein Narr oder ein Scheim geben. Jch beſtreite nieman das
Recht, meinen ſozialrevolutionären z ſo zu beurteilen,
wie er ihn verſteht, aber ich erhebe Proteſt dagegen, daß man
mich, nachdem ich ein Jahrzehnt in der Agitation und in der
wiſſenſchaftlichen Kritik der Partei thätig war, auf Grund eines
iügenhaſten perſönlichen Tratſches, ohne ſich auch nur die ge
ringſte Mühe einer Nachprüfung der Gerüchte gegeben zu en
vor dem Parteitag zu einem Revolutionsmacher im vulgärſten
Sinne des Wortes ſtempelt. Jch fordere nicht, daß man mi
dort nicht angreift, wo ich ni g. anweſend bin; aber ich
habe niemand anders angegriffen, als geſtützt auf öffentl
Thatſachen, und mich greift man an,
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und deren einzige Deochung meine per
Soweit e St Jch bemerke noch gegenüber R. Fiſcher,

daß ich niemals die Revolution für 1900 vorausgeſagt habe.

Verſammlungsberichte.

Weißenfels.Sitzung Zes Gewerkſchaftskartells vom 19. Septbr.
Genoſſe O. Schmidt berichtet über den Verbandstag derGewerbegerichtsbeiſitzer in Lübeck und über die vorausgegangene

Sitzung von Arbeitnehmern; da im B dolksblatt Nr. 222 ſchon
ein Bericht über die Verhandlungen enthalten K. erübrigt es
ſich, hier noch des nähern darauf einzugehen. Der Vorſitzende
giebt die Eingänge bekannt. Zur Verteilung gelangt u. a. die
Broſchüre des Hamburger Kartells gegen den Schiedsſpruch in
Sachen der Akkordmaurer. Der Schauſpieler Emil Walkotte
empfiehlt ſich für einen Vortrag. Der Gen. Weißanger-Nürn-
berg empfiehlt ſeine wiſſenſchaftlichen Experimental-Vorträge;:
der Vorſitzende wird beauftragt, ſich mit Weißan ger Nürnberg
in Verbindung zu ſetzen, damit dieſer Ende Oktober hier einen
Vortrag halte. Zur Aufnahme einer Arbeitsloſenſtatiſtik wurde
der Vorſtand beauftragt, das Material hierzu bis 1. Oktober
an die Delegierten gelangen zu laſſen und die Delegierten
werden verpflichtet, für Austragen und Einziehen der Karten
innerhalb ihres Berufes Sorge zu tragen. Die Abrechnung
Dom Gewerkſchaftsfeſt erga einen Ueberſchuß von 8.73 Mark.
Da der Kaſſierer Gen. Bach aus dem Kartell ausſcheidet, wurdeder Gen. Schäfer an ſeine Stelle gewählt

Bei Verſchiedenes wurde un W über das Verkehrs und
Herbergsweſen Klage geführt. Die Delegierten wurden erſucht,innerhalb ihres Berufs dahin zu wirken, daß das Verkehrslokal
Reichskrone den zureiſenden organiſierten Arbeitern mehr
bekannt wird.

Die Präſenzliſte ergiebt:

an

anweſend 14 Delegierte, entſchuldiat
u unentſchuldigt 6. Schluß der Sitzung 11 Uhr. GEing.

Aus dem Reiche.
Gelſenkirchen. Typhusepidemie. Die Zahl derTyphus kranken in den ir ifizierten Be ürken wird auf 1200

geſchätzt. Jn den Krankenhäuſern ſind alle Räume und Fluremit Betten belegt. Andere Kranke mußten entlaſſen werden,

um Raum für Typhuskranke zu ſchaffen. Der Generalkom-
mandant von Münſter ſowie die umliegenden induſtriellen Werke
ſind um Lieferung von Betten erſucht worden. Die Kleinkinder-

m wer er noch e Be e d z Warehe e n auf eine Vernnreinigung ſchließen ließe, wahrgenommen

und eine auf dieſem Wege ſtattgehabte Jnfektion des Leitungs
waſſers ſei nicht nachzuweiſen.

Vermiſchtes.
Otto Erich Hartleben, der nach Wiener Berichten wieder

eine Nervenheilanſtalt aufgeſucht haben ſollte, befindet ſich der
Rhein .Weſtf. Ztg. zufolge zur Zeit wohl und munter in Zürich
und beabſichtigt in der nächſten Woche wieder nach Bern zu
rückzukehren.

Emil Goetze, der bekannte Fenoxiſt, iſt S
Berlin am Herzſchlag geſtorben.
von 45 Jahren erreicht.Pulver-Exploſion. Jnfolge Exploſion eines Pulverdepots
im inneren Teile der Stadt Coſenza (Jtalien) brach eine große
Feuersbrunſt aus. 50 Perſonen ſind verwundet, darunter der
Waffenfabrikant ſelbſt und ſeine Frau, die ſehr ſchwere Ver-
letzungen davongetragen haben.

4Die Peſt in Reg apel.
Der Frankfurter Zeitung wurde am Sonnabend aus Romgeſchrieben: Wie die Agenzia Stefani meldet, befinden ſich alle

in Niſidia befindlichen Kranken auf dem Wege der Beſſerung.
Weder in Neapel noch in der Umgebung iſt ein neuer Fall
feſtgeſtellt. Der einzige verdächtige Fall, der beobachtet wurde,
betrifft einen armen Jungen welcher im Freien übernachtete.
Derſelbe wurde nach Niſidia gebracht, doch ergab die chemiſche
und bakteriologiſche Unterſuchung nicht, daß er von der Seuche
befallen iſt. Auch auf einfachen Verdacht hin der als un-begründet angeſehen werden kann, wurden drei Kranke, welche
ſich im Hoſpital befanden iſoliert. Ruhe und Vertrauen iſt
wieder bei der Bevölkerung Neapels eingekehrt, welche jetzt von

der Zweckmäßigkeit der von der Regierung getroffenen Maß-
nahmen überzeugt iſt. Das Fiſchen im Hafen iſt verboten.
Die Umgebung des Freihafens wird in durchgreifender Weiſedesinfiziert. 500 000 Doſen des Haffkinſchen Serums ſind
fertig. Mit der weiteren Herſtellung wird fortgefahren. Da
man in einigen Ortſchaften in Begriffe war, Maßregeln gegen
die Herkünfte aus Neapel auf dem Landwege zu ergreifen, ver-
bot das Miniſterium des Innern dieſelben ſtreng, weil der ge-ſundheitliche Zuſtand von Neapel ein derartiges Vorgeh en durch-

Sonnabend in
Derſelbe hat nur ein Alter

Achtung, Gewerhkſchaften!
Die Fragebogen über den Brotverbrauch mülſſen ſeitensder Gewerkſchaften ſväteſtens bis zum 5. S ober ab 33

werden. on ausge e r ſind erſt 62abgegeben worden. Wer alſo noch arg in Händen hat,liefere dieſelben ſofort im Arbeiterſe retarigt ab.
as Gewerkſchaftskart

riefkaſten der Redaktion.
R., Weißenfels. Wenn Sie nicht ausdrücklich auf ein

ahr gemietet haben, iſt es ein Mietsverhältnis auf unbeſtimmte
it, welches gile Vierteljg ekündigt werden kann.

Quittung.
Für Kalender:

Von der Kolonne Oppin abgeliefert 2.35 M. Groß.
Für Parteizwecke:

Von Gimritz-Raunitz erhalten 2 Böhme.
Standesamtliche Nachrichten.

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 27. September.
e Bezirksfeldwebel Helbig pud Margareta Wie-bach (Deſſauerſtraße 10 und Löbnitz a. d. Geſchlieſzung Jngenieur Wiebach und Anna Wagner

(Feldſtraße 15).
Geboren: Schloſſer S Schröder S. (Schmelzerſtraße 2).

halter Knappe Zw. Fritz Reuterſtraße 13).
mann S. (Karlſtraße 8. B
bergſtraße 38).

eſtorben:

Buch-
Tapezierer Oſter-

iktualienhändler Hauthal T. (Harden-

Werkmeiſter Rehling, 65 J. Hpnraſtraße 25).
Witwe Mövius, 77 J. (Klinik). Kaſſenführers Baumüller T.,
2 J. Große Brunnenſtraße 68). Milchhändlers Henze S., 1J.
(Große Brunnenſtraße 56).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 28. September.
Eheſchliefßzungen Arbeiter Rath und Anna Schulze (Thal-

ſtraße 35). Maurer Franzel und Anna Richter Reilſtraße 25).
ſener Frank und Marie Moertz (Hoheſtraße 4 und Böck-
traße 3)
Geboren Maler Scharlach S. (Schmelzerſtraße 35). Kauf

mann Glausnitzer T. ldvokatenweg 42). Maurer Röder S.
(Karlſtraße 2). Dachdecker Töpel T. (Hoheſtraße 17). Polizei-
ſergeant Ziem S. Adolfſtraße 10).

Geſtorben Tiſchlermeiſters Drangmeiſter S., 4 Mon.
Gußputzers Henneberg Ta, 6 J.(Ludwig Wuchererſtraße 37).

(Große Wallſtraße 4). Packmeiſter a. D. Maue, 85 J. (Gütchen-
ſtraße 6). Student Jsmer, 27 J. (Rainſtraße 7). Kaufmann
Krone, 25 J. (Wettinerſtraße 1).

ſchulen und Armenhäuſer ſollen zu Spitälern hergerigtet werden. aus nicht rechtfertige.
Das Leitungswaſſer wird heute desinfiziert. Der Regierungs
und Medizinalrat a. D. Dr. Tenholt erklärt in einer Zuſchrift
an den Märkiſchen Sprecher die Meldung, im Gelſenkirchener
Leitungswaſſer ſeien Typhusbazillen gefunden, für unzutreffend

Die Redaktion verpflichtet ſich nicht zur brieflichen
Beantwortung von Anfragen. Das Beilegen einer Frei
marke ändert daran nichts.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Dänmig in Halle.

Der Sanitätsrat von Rumänien ordnete eine fünftägige
Quarantäre für alle Provenienzen aus Smyrma und eine ſolche
von ſechs Tagen für Provenienzen aus Neapel an.

Garcinen

Tischdechken

Bettdechken

Teppiche

Bitter feſcli.

Pyp M. Sohmeiclbr
alle a. S., Leipzigerstrasse 94.

Zum UmzugeSttwoch den Oktober abends s Uhr in Delzners Lokal gLimoleumöffentliche Verſammlung. rGelegenheitskauf: Limoleum mit durchgehenden, daher unverwüſtlichemTagesordnung. Bericht vom Parteitag. Referent: Genoſſe Plorin. Teppichmuſter,Das Erſche einen ſämtlicher Genoſſen und Genoſſinnen iſt notwendig.

Der Vertrauensmann. Linvleum- Reſte und Teppiche zu außergewöhnlich billigen Preiſen. 4Linoleum-Treppenſtufen pr. r 5 Pfg.
im Laden: Königſtraße 18

Gebr. Butterznilech.Sozialdemokratischer Verein Zeitz.
Dienstag den 1. Oktober abends S Uhr in Schindlers Reſtaurant,

Gartenſtraße,
v „Verſammilung.

Halle a. S.,
Fernsprecher 508.

Tages Hamburger Schiedsſpruch und der Partei- vtag. Refer ent: Gen e i er Geſchäftliches Verſchiedenes r
e 32 Renstac Schlachtefeſt.Da der Schiebeipruch unter unſeren Genoſſen, namentlich in der Ge- A. Dietasehold. Zeitz, Neueſtraße 11 xwerkſchaftsbewegur tg, lebhaft diskutiert wurde, iſt es notwendig, daß die Ver Zeitz Neueſtraße 11 v r r C r mr 7

ſammlung von cillen beſucht wird, da nun Klarheit in der Lerite heit ge Thalia-Festsäle, abends s Uhr.waffen iſt Der Vorſtan hs Frbeiter Notiz Montag und Dienstag
9 erolksſtück mit Geſang in 3 Aufzügen von C. Lange.

die Preiſe der übrigen Plätze wie bereits bekannt.

Zoologischer Garten, Halle.
Euhvee 50 Pf. Kinder 30 Pf.

-r-m-—-””x„xvxxm-*—S- mm

10 W RKabatt.

Ludwig der SpringHiſtoriſches V

Sraalplatz T Pf.
Ralender 1902

Mit mehreren Zünßfrationen
Entwurf vonV.

Ciebknechts Grab Denkmal

Geb. 60 Pfg. Porto 10 Pfg.T Tein 6.bettfedern, ne Botten.

Hiserne Beitestellen.
15 L anFertige betten r c

Betttedern von 55 T per pr.

Matratzen von 6 L. per

Jnhalts Auszug
Die nennen Geſetze betr. Soldaten
Unſfallfürſorge und Kriegsinvaltven

Verſorgung, erläutert von Paul
Siuger. ein tagswanl-Erget
niſſe m. allen Nachwahlen bis Auguſt1801 Peurke Poikozahlunge
Reſultate in Reich, Einzelſtaggten Und
Städten über 100,000 Einwohner
Franmzößſchr Ardelterſührer mit Per
fraite von Guesde, Jaures, Rille
rand, BValllant geä,igerun tt 94 Bd u et Trotz der auffallend i en Preiſe erhält jedervuverknieſe-rakblatt.

Sewerklchaftlle Artitel, z. S
Deutſche Fireiſati ſtik 1890 1900
Deutiche Gewerkſchaftsrrfelge

as können die
dreſſen der Gewerkſchaft Orgeſationen Gewerbe Markt
Ardveiterſekretariote

eue Arxbvelterſchutzdeſtimmungenr für Arbeite niß
geſtalten Mesmal den Kalender für

10 Rubutt
auf: Kronen, Hängelampen, Fiſchlampen, Küchen
lampen. Wandarme und Kmpeln für Gas und
Zetroleum. Juxuswaren, Glas-, Borzellan- und

Eiſerne Betistellen u h Steingutwaren, Emaille, Holz und Bürſtenwaren
Strohsächk« ſowie auſ ſämtliche Haus und Küchengeräte.5 von z TVon mar v Durch jede Buchhandkur

Buchhandlung Vorwöärte
Ferlin 5 Seutyfr.

g zu hbehtehen

um odechlatdecker
255cnhlaide ken m o

Die Besiehti gung meiner Hetten- Aunestelung
ehtküäufern gern gestattet

Heinr. Jacoby
Große Ulrichſtraße 16,I

n ueh Zur bestehen durch die „vw hhandiung“, Ranniſcheſtraſge j

ortlick n Grof Druck der Geno ſo Buchdruckerei (E G w. b. H) Halle a. S
n eun rn Ut rleſcbhenBerla
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